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Der Ausbau der Erneuerbaren Energien 
(EE) ist eines der Kernelemente auf dem 
Weg zur Klimaneutralität. Mit dem Oster-
paket der derzeitigen Bundesregierung 
wurde eine Reihe von Gesetzen erlassen, 
die den Ausbau voranbringen sollen, in-
dem neben deutlich höheren Ausschrei-
bungen für Windenergie und Freiflächen-
Photovoltaik (PV) beziehungsweise wirt-
schaftlichen Anreizen für Dachflächen-PV 
auch Genehmigungsverfahren beschleu-
nigt und Flächen bereitgestellt werden. 
Zusätzlich zu offenen Fragen der tech-
nisch-ökonomischen Potenziale kommen 
Fragen der Akzeptanz auf Seiten der 
Bürgerinnen und Bürger: Was sind sie 
bereit mitzutragen und welche Änderun-
gen im gesetzlichen Rahmen braucht es, 
um weitere gesellschaftliche Potenziale 
zu heben? Auch die Bundesregierung be-
tont die Bedeutung von Akzeptanz und 
Teilhabe der Menschen beim Ausbau der 
Erneuerbaren Energien und greift Ansät-
ze in ihrer Photovoltaik- sowie Wind-an-
Land-Strategie auf. 

Das vorliegende Ariadne-Kurzdossier ver-
bindet verschiedene Perspektiven, die für 
den Ausbau der Erneuerbaren Energien 
eine erhebliche Rolle spielen: Flächenpo-
tenziale und Gestaltungsmöglichkeiten 
der räumlichen Steuerung des Zubaus 
und Rückwirkungen auf das Übertra-
gungsnetz sowie Fragen der gesell-
schaftlichen Akzeptanz. Es soll bewertet 
werden, inwieweit die bundesweiten Aus-
bauziele des Erneuerbaren-Energie-Ge-

setzes (EEG) 2023 so umsetzbar sind, 
dass sie aus Bürgersicht tragfähig sind. 
Bürgersicht bezieht sich hierbei sowohl 
auf die Ergebnisse des Deliberationspro-
zesses mit Bürgerinnen und Bürgern im 
Rahmen des Projekts Ariadne (Treichel 
et al., 2022) als auch auf die Resultate 
von bundesweiten Befragungsstudien 
des Sozialen Nachhaltigkeitsbarometers 
der Energie- und Verkehrswende (SNB, 
Wolf et al., 2022; Wolf et al., 2021). Dabei 
gehen wir technologiespezifisch in der 
Bewertung vor und stellen dar, wie diese 
Bundesziele regional umgesetzt werden 
können, und was Bürger:innen in 
Deutschland über die Maßnahmen zur 
Erreichung der Ausbauziele denken.  

Dazu werden die Erkenntnisse aus den 
Dialogformaten mit Bürger:innen be-
schrieben sowie die sozio-politische und 
lokale Akzeptanz von Erneuerbare-Ener-
gien-Technologien auf Basis des Sozialen 
Nachhaltigkeitsbarometers (SNB) unter-
sucht. Anschließend werden die einzel-
nen Technologien, ihre Potenziale in der 
Fläche sowie rechtliche Fragen in den 
Blick genommen. Abschließend wird ein 
Ariadne-Bürger-Szenario vorgestellt, wel-
ches sowohl die neuen EE-Ausbauziele, 
die Flächenpotenziale der Bundesländer 
als auch Akzeptanzfragen der Ariadne-
Bürgerdeliberation mit aufnimmt. 

ZUSAMMENFASSUNG UND 
ZENTRALE ERGEBNISSE IM 
ÜBERBLICK
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Zentrale Ergebnisse im Überblick

▶ Allgemein wird der Ausbau der Er-
neuerbaren Energien von der Ge-
sellschaft befürwortet, trotz des da-
mit einhergehenden Flächenbedarfs 
im dicht besiedelten Deutschland, 
und dies bei steigendem Trend. Da-
bei wird eine dezentrale Ausgestal-
tung der Stromwende mit hohem An-
teil von PV-Aufdachanlagen bevor-
zugt, zusätzlich verbunden mit der 
Bereitschaft, dezentrale Flexibilitäten 
bereitzustellen (z.B. privater E-Pkw 
als Stromspeicher) und einzubinden.

▶ Während andere Potenzialstudien 
ausreichend EE-Flächenpotenziale 
zur Umsetzung der energiepoliti-
schen Ziele aufzeigen, wird bei diffe-
renzierter Analyse insbesondere bei 
PV-Dachanlagen deutlich, dass die 
Potenziale teilweise schwer zu er-
schließen sind. Deshalb wurden wei-
tere Maßnahmen als notwendig iden-
tifiziert wie zum Beispiel. Anreize für 
Mieterstrom oder die Vereinbarkeit 
von energetischer Sanierung und So-
larnutzung, um die Potenziale zu he-
ben. 

▶ Trotz der begrenzten kurzfristigen 
Flächenverfügbarkeit bestehen gera-
de bei Windenergieanlagen an Land, 
aber auch teilweise bei PV-Freiflä-
chenanlagen, grundsätzlich Gestal-
tungsspielräume, die Flächenaus-
weisung beziehungsweise zusätzliche 
Instrumente zur räumlichen Steue-
rung zu nutzen. Dies kann einerseits 
erfolgen, um durch Konzentrations-
zonen eine höhere Akzeptanz zu 
schaffen und anderseits, um Synergi-
en durch lastnahe Stromerzeugung 
zu nutzen und damit den notwendi-
gen Stromnetzausbau reduzieren zu 
können. Andere Gestaltungsspielräu-
me zeigen sich bei der Einbindung 
von Wind Offshore¹, welches sowohl 
über mehr neue Stromtrassen, oder 
wie im Bürgerszenario, auch über 
mehr Wasserstofferzeugung per 
Elektrolyse direkt auf oder an der 
See möglich ist. 

▶ Auch auf lokaler Ebene ist die Mehr-
heit der Gesellschaft mit dem (Aus-)-
Bau von EE-Anlagen einverstanden. 
Dies gilt ebenso für Menschen, die in 
der unmittelbaren Nachbarschaft 
von EE-Anlagen wohnen. Um das Ein-
verständnis lokaler gegnerischen 
Minderheiten zumindest teilweise 
einzuholen, braucht es eine frühzeiti-
ge und transparente Kommunikati-
on der Notwendigkeit und konkreten 
Ausgestaltung der EE-Projekte sowie 
strukturierte Möglichkeiten für Bür-
gerinnen und Bürger, sich an den 
diesen zu beteiligen, beispielsweise 
durch Mitsprache bei der Standort-
wahl oder finanzielle Teilhabe.

2 1  Offshore = Windkraft auf See



Erneuerbare Energien sind Kernelement 
der Energiewende: Mit dem Osterpaket 
kündigte die Bundesregierung an, dass 
bereits in sieben Jahren 80 % des deut-
schen Bruttostromverbrauchs aus rege-
nerativen Quellen stammen soll. Somit 
wurden im Rahmen des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes 2023 (EEG 2023)² 
(Bundesregierung 2022) sehr ambitio-
nierte Ziele für den Ausbau der Erneuer-
baren Energien (EE) festgelegt. Bei ei-
nem prognostizierten Stromverbrauch 
von 750 TWh im Jahr 2030 bedeutet das, 
die erneuerbare Stromerzeugung von 
knapp 240 TWh im Jahr 2022 auf 600 
TWh in weniger als 10 Jahren (unter Be-

rücksichtigung des Rückgangs der 
Stromerzeugung aus Biomasse) fast zu 
verdreifachen, mit einem entsprechen-
den Bedarf an Flächen für Windenergie- 
und Solaranlagen. Die Herausforderung 
der nächsten zwei Jahrzehnte wird dabei 
insbesondere mit Blick auf die histori-
sche Entwicklung seit der Einführung 
des EEG im Jahr 2000 deutlich (siehe Ab-
bildung 1). Seit 2000 wurden 59 GW 
Wind an Land und 71 GW Solar bis Mitte 
2023 ausgebaut³. Für die kommenden 
zwei Jahrzehnte muss sich dies vervielfa-
chen: Angestrebt wird ein Ausbau von 
400 GW Photovoltaik (ca. 53 % Dach- /47 
% Freiflächen)4, 160 GW Wind Onshore5

(Energiegewinnung aus Wind auf dem 
Festland) und 70 GW Wind Offshore 
(Energiegewinnung aus Wind auf dem 
Meer) in 2040 (Abbildung 1).

Diese Ausbauziele sind unter bestimm-
ten Annahmen geeignet, um die Klima-
ziele Deutschlands mit Ausweitung der 
Stromnutzung in allen Sektoren und ei-
ner reduzierten Importabhängigkeit von 
Wasserstoff und weiteren Power-to-X 
(PtX)-Produkten zu erreichen (z.B. E-Pkw 
statt E-Fuels). Letzteres wird durch eine 
relativ hohe eigene Wasserstofferzeu-
gung und damit einen relevanten Anteil 
am gesamten PtX-Bedarf erreicht. 

Ziel dieses Kurzdossier ist es, die Flä-
chenpotenziale und Gestaltungsmöglich-
keiten der räumlichen Steuerung des Zu-
baus entsprechend der energie-politisch-
en Ziele zu quantifizieren und die Rück-

1. EINLEITUNG   
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  2 bzw. für Offshore auch Wind-auf-See-Gesetz
  3 Vgl. Ampel-Monitor Energiewende: www.diw.de/ampel-monitor
  4 Ausgehend vom bestehenden Anlagenparkt gemäß BMWK-Solarstrategie
  5 Onshore = Windkraft an Land

Abbildung 1: Entwicklung des historischen EE-Ausbaus (BMWK 2022a) und Ausbau-
ziele EEG 2023 sowie WindSeeG 2023.
Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Bundesregierung 2022, sowie eigene Interpolation 
zwischen Stützjahren, höheren Zwischenzielen gemäß Offshore-Realisierungsverein-
barung 2022, Trennung Freifläche/Dachfläche in Anlehnung an BMWK Photovoltaik-
Strategie
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wirkungen auf das Übertragungsnetz 
qualitativ einzuordnen. Wir bewerten, in-
wieweit die bundesweiten Ausbauziele 
des EEG 2023 so umsetzbar sind, dass 
sie aus Bürgersicht tragfähig sind. Bür-
gersicht bezieht sich hierbei sowohl auf 
die Ergebnisse des Dialogprozesses mit 
Bürger:innen im Rahmen des Kopern-
ikus-Projekts Ariadne (Treichel et al., 
2022) als auch auf die Resultate von 
bundesweiten Befragungsstudien des 
Sozialen Nachhaltigkeitsbarometers der 
Energie- und Verkehrswende (SNB, Wolf 
et al., 2022; Wolf et al., 2021). Wir gehen 
technologiespezifisch in der Bewertung 
vor und stellen dar, wie diese Bundeszie-
le regional umgesetzt werden können, 
welche rechtlichen Pflichten beziehungs-
weise Gestaltungsspielräume es gibt und 
was Menschen in Deutschland über die 
Maßnahmen zur Erreichung der Ausbau-
ziele denken.

Im ersten Kapitel werden zunächst die 
Erkenntnisse aus den Dialogformaten 
mit den Bürgerinnen und Bürgern be-
schrieben, die sich gezielt auf die Gestal-
tung und Weiterentwicklung der Szenari-
enwelten aus der Ariadne Bürger-
deliberation beziehen. Anschließend wer-
den die sozio-politische und lokale Ak-
zeptanz von Erneuerbare-Energien-Tech-
nologien auf Basis des Sozialen Nach-
haltigkeitsbarometers untersucht. Mit 
der zweifachen Integration von Bürger-
sichten in die Analyse sowie deren Ver-
schränkung6  innerhalb des Projekts soll 
ein vertieftes Verständnis über die Ein-
flussfaktoren gesellschaftlicher Akzep-
tanz und Trägerschaft erreicht werden. 
So erreichen wir in Befragungen statis-
tisch repräsentative Ergebnisse zur Fra-
ge, welche Technologien befürwortet 
oder abgelehnt werden, mit der Bürger-
deliberation erfahren wir mehr zu den 
Begründungen, Hintergründen oder 
auch alternativen Lösungsideen. In Kapi-
tel 3 wird auf die einzelnen Technologi-
en, ihre Potenziale in der Fläche sowie 
Akzeptanzwerte aus den Befragungen 
eingegangen, um deutlich zu machen, 
welche Chancen und Herausforderungen 
in der Umsetzung der Potenziale beste-

hen. Anschließend wird ein Ariadne-Bür-
ger-Szenario vorgestellt, welches sowohl 
die neuen EE-Ausbauziele, die Flächen-
potenziale der Bundesländer als auch 
Akzeptanzfragen der Ariadne-Bürgerdeli-
beration mit aufnimmt. 

4

6 Verschränkung heißt, dass die Fragen des Sozialen Nachhaltigkeitsbarometers auch entlang der Ergebnisse der Bürgerdeliberation konzeptua-
lisiert wurden. Ergebnisse der Befragungen des SNB flossen wiederum in die Deliberationsformate mit den Bürger:innen ein. 



2.1. Kombination verschiedener Ansätze

Bisher beschrieben Szenarien (z.B. Die 
„Big 5“-Szenarien zur Klimaneutralität – 
Ariadne (2022)) zum Ausbau der Erneu-
erbaren Energien vor allem ökonomisch 
effiziente Handlungsoptionen. Fragen ge-
sellschaftlicher Akzeptanz spielten eher 
keine oder eine untergeordnete Rolle. 
Mit der Verschränkung von quantitativen 
Potenzialanalysen, repräsentativen Be-
völkerungsumfragen und verschiedenen 
Dialogformaten im Rahmen der Bürger-
deliberation wurde für den Themenbe-
reich Ausbau der Erneuerbaren Energien 
im Kopernikus-Projekt Ariadne der Ver-
such unternommen, diese mit einem 

stärker trans- und interdisziplinären An-
satz zu integrieren. Interdisziplinär be-
zieht sich hierbei auf den Austausch und 
die Zusammenarbeit verschiedener wis-
senschaftlicher Disziplinen wie Energie-
wirtschaft, Rechtswissenschaft und Sozi-
alwissenschaften, transdisziplinär auf die 
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 
und Gesellschaft, hier Bürgerinnen und 
Bürger.

Dazu wurde seit Projektbeginn ein itera-
tiver Lernprozess aufgesetzt zwischen 
Dialogformaten mit Bürger:innen einer-
seits und der Entwicklung von Hand-
lungsoptionen durch Forschende ande-
rerseits. Ziel war dabei nicht, einen 
Konsens aller Beteiligten zu erreichen. 
Vielmehr sollten verschiedene Bürger-
sichten auf die Stromwende diskutiert, 
Konflikte adressiert und über die Vor- 
und Nachteile einzelner Handlungsalter-
nativen beraten werden. Sowohl die am 
Prozess Beteiligten als auch die Zielgrup-
pen der wissenschaftlichen Politikbera-
tung erhalten im Ergebnis eine vertiefen-
de Gesamtbetrachtung, was aus gesell-
schaftlicher Sicht wichtige Auswirkungen 
einzelner Handlungsoptionen sind, und 
wie gesellschaftlich tragfähige Pfade ge-
meinsam weiterentwickelt und ausdiffe-
renziert werden können. Dieser gegen-
seitige Lernprozess kann alternative 
Politikoptionen aufzeigen und das Ver-
ständnis für politische Prozesse stärken. 

Für diesen Lernprozess wurden basie-
rend auf den Ergebnissen regionaler On-

2. VORÜBERLEGUNGEN UND  
 METHODISCHES 
 VORGEHEN
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Abbildung 2: Vorgehen des Kurzdossiers.
Quelle: Eigene Darstellung



line-Diskussionen mit Bürger:innen so-
wie einem Co-Creation-Workshop ge-
meinsam mit der Wissenschaft zwei 
Energiewelten (proWind/zentral und 
proPV/dezentral) anhand von Modell-
rechnungen des Fraunhofer IEE entwi-
ckelt und im Explorationsmodul Strom-
wende wie folgt dargestellt. Die beiden 
Welten sollten bewusst Gegensätze dar-
stellen, um Alternativen zu reflektieren. 
Diese Bandbreite ist gleichzeitig die Aus-
gangsbasis für die Kondensation in ein 
reflektiertes Bürgerszenario in Kapitel 4.

Beide Welten und die zugrundeliegenden 
Maßnahmen sowie begleitende Heraus-
forderungen der Energiesystementwick-
lung wurden im November 2021 auf ei-
ner Bürgerkonferenz diskutiert. Die 
beiden Energiewelten dienten dabei als 
Pole, zwischen denen sich der Möglich-
keitsraum einer zukünftigen, nachhalti-
gen Energiewelt vereinfacht aufspannt 
(Treichel et al. 2021). In beiden Welten 
wird ein erhöhter Stromverbrauch von 
700 TWh in 2030 prognostiziert. In der 
Struktur der Stromwirtschaft unterschei-

den sich die Welten jedoch: Während in 
der zentralen Energiewelt vornehmlich 
große Energieerzeuger die Stromversor-
gung gewährleisten mit starkem 
Schwerpunkt auf dem Ausbau von Wind-
energie, erfolgt die Stromproduktion in 
der dezentralen Welt annahmegemäß an 
vielen verschiedenen Orten unter starker 
Beteiligung der Gesellschaft und einem 
verstärkten Ausbau von Photovoltaik.

2.2  Erkenntnisse aus der Bürger-
deliberation zu den Energiewelten

Die Auswertung der Diskussionen der 
Bürgerkonferenz sowie begleitende Vor-
Nachher-Befragungen zeigte, dass sich 
die Teilnehmenden für eine Kombination 
der vorgestellten Energiewelten aus-
sprechen (Treichel et al., 2021). Bedürf-
nisse und Forderungen, die ihnen hierbei 
besonders wichtig waren, sind Schnellig-
keit des Ausbaus in der zentralen Welt 
sowie Mitbestimmung und Teilhabe in 
der dezentralen Energiewelt: Die dezen-
trale Welt ist aus Sicht der Bürger:innen 
attraktiv, da sie Raum für technische 

und soziale Innovationen, Teilhabe und 
Interessenausgleich auf verschiedenen 
Ebenen ermöglicht. Der Ausbau der Er-
neuerbaren Energien kann gewisserma-
ßen überall stattfinden, umfasst ver-
schiedene Technologien und 
Umsetzungsformen. Gleichwohl ist diese 
Welt voraussetzungsvoll, da viele ver-
schiedene Akteure für die Umsetzung 
der Energiewende verantwortlich sind. 
Dies erfordere einen kontinuierlichen 
Aufbau von Strukturen und Kompeten-
zen auf Seiten der Kommunen und Ge-
sellschaft, was kurzfristig im Spannungs-
verhältnis zur Dringlichkeit des Ausbaus 
steht. Die zentrale Welt, wie sie für die 
Bürgerdeliberation konzipiert wurde, las-
se sich einfacher und effizienter steuern, 
da sie in der Verantwortung von wenigen 
Akteuren mit viel Erfahrung und Kompe-
tenz liege. Sie liefere daher schnellere Er-
gebnisse und ein Gefühl von Sicherheit. 
Allerdings wird angenommen, dass Teil-
habemöglichkeiten stark begrenzt sind, 
und der Ausbau der Erneuerbaren aus 
finanzieller Perspektive wenig gerecht 
über Deutschland verteilt wird. Die Ge-

6

Abbildung 3: Auszug Explorationsmodul Stromwende als Diskussionsgrundlage für die Bürgerkonferenz.
Quelle: https://ariadneprojekt.de/explorationsmodul-energiewende/

https://ariadneprojekt.de/explorationsmodul-energiewende/


winne kommen nur großen Energieer-
zeugern und Flächeneigentümern zugu-
te, während die Lasten wie Schattenwurf 
und Sichtbarkeit der Anlagen andere zu 
tragen haben. 

In Bezug auf die Standortpräferenz der 
EE-Anlagen sind den Teilnehmenden 
zwei Aspekte besonders wichtig: einer-
seits für Verbrauchsnähe, um den 
Netzausbau möglichst gering zu halten. 
Gleichwohl waren sie auch dafür, beson-
ders ertragreiche Standorte gut zu nut-
zen. Im Vergleich Windenergieanlagen 
(WEAs) und Solaranlagen wurden letzte-
re von den Bürger:innen präferiert, da 
sie das Landschaftsbild weniger stören 
und sie auf bereits vorhandenen Dä-
chern installiert werden können. In der 
Konsequenz wünschten sich die Teilneh-
menden der Bürgerkonferenz eine Solar-
dachpflicht auf öffentlichen Gebäuden. 
Außerdem sollten Parkplätze, Radwege 
und gegebenenfalls sogar Autobahnen 
mit Solarpaneelen überdacht werden. 
Das verbrauche keine weiteren Flächen 
und hat positive Nebeneffekte wie Son-
nenschutz, Trockenheit bei Regen und 
für Parkplätze in Kombination mit Lade-
stationen. Kleine WEAs sollten vor allem 
auf bereits bebauten Flächen, beispiels-
weise Gewerbeflächen und neben So-
laranlagen, konzentriert werden, große 
WEAs in ertragreichen Lagen.

Hinsichtlich der Frage von räumlicher 
Verteilungsgerechtigkeit war eine eher 
grundsätzliche Auffassung unter den 
Teilnehmenden, dass zwar ein „Level 
playing field“7 zwischen Bundesländern, 
Kommunen und Bürger:innen geschaf-
fen werden solle, es aber auch Entschei-
dungsspielräume geben müsse.  Dazu 
sollte es mehr zentrale Bundesvorgaben 
geben und weniger föderalistische Allein-
gänge zum Beispiel hinsichtlich der Ab-
standsvorgaben von WEAs oder der Flä-
chenbereitstellung. Kein Bundesland 
dürfe sich der Verantwortung entziehen. 
Allerdings war die Tiefe der zentralen 
Vorgaben umstritten. Zum einen wüss-
ten Kommunen selbst am besten, wel-
che Flächen wie genutzt werden sollten. 
Zum anderen können tiefgehende Rege-
lungen auch immer einen Eingriff in per-
sönliche Freiheiten bedeuten. Konkretes 
Beispiel stelle eine Solardachpflicht dar, 

wenn sie für alle Eigenheimbesitzende 
gelte.

Die teilnehmenden Bürger:innen konn-
ten sich flexible Stromtarife gut vorstel-
len, sprachen sich aber gegen eine abso-
lute Steuerungshoheit des 
Energieversorgers über den eigenen 
Stromverbrauch aus. Verbrauchende 
sollten die Kontrolle behalten und die 
Gerätesteuerung selbstbestimmt verwal-
ten. Elektroautos sollten als Stromspei-
cher genutzt werden können, auch zum 
Rückspeisen in das Stromnetz. Wichtig 
war aber dem Großteil der Anwesenden, 
dass sie am Morgen ein ausreichend ge-
ladenes Auto für den Arbeitsweg und 
weiterer Erledigungen zur Verfügung ha-
ben. All diese und auch die davor ge-
nannten Punkte gehen – wenn möglich – 
als Inputparameter für die Modellierung 
des Bürgerszenarios ein.

Einvernehmlich war der Wunsch, dass 
mit den Menschen vor Ort Kompromisse, 
Kompensationen und finanzielle Angebo-
te eingegangen werden sollten, um Kon-
flikte zu reduzieren und gesellschaftliche 
Potenziale zu aktivieren. Dazu müssen 
sich Investor:innen und Projektierer:in-
nen mit den kommunalen Strukturen 
bekannt machen. Gemeinsam mit den 
Verwaltungen und Bürger:innen vor Ort 
sollten sie die lokalen Interessen und Be-
dürfnisse in Planungsprozesse einbezie-
hen.

2.3  Vergleich politischer Ziele mit 
möglichen Bürger-Szenarien

Die ermittelten qualitativen Präferenzen 
wurden anhand der Flächenpotenziale 
bewertet (Kapitel 3) und in Modelpara-
meter übersetzt (Kapitel 4), um zu einem 
quantifizierten „Bürger-Szenario“ zu ge-
langen. Einige der auf der Bürgerkonfe-
renz geäußerten Wünsche und Vorschlä-
ge zum künftigen Ausbau der Erneuer-
baren wurden in der Zwischenzeit poli-
tisch im Rahmen des Osterpakets mit 
ersten Maßnahmen angegangen. Somit 
können wir keinen generellen Wider-
spruch zu den Zielen des EEG 2023 bzw. 
der derzeitigen Ampel-Regierung und 
möglichen Bürger-Szenarien feststellen. 
Vor dem Hintergrund der von den Bür-
ger:innen geäußerten Präferenzen soll-

ten jedoch folgende Punkte kritisch in 
Bezug auf die gesellschaftliche Akzep-
tanz diskutiert werden:  

▶ Wind-Offshore-Netzanbindung: Eine 
Steigerung der Ausbauziele von ur-
sprünglich 42 GW auf 70 GW indu-
ziert einen Netzausbau über weitere 
Hochspannungs-Gleichstrom-Über-
tragungs-(HGÜ)-Trassen. Dies kann 
in den betroffenen Regionen zu ge-
sellschaftlichen Konflikten führen, 
zum Beispiel über Landschafts- oder 
Lebensraumzerschneidung durch 
Trassenausbau. Deshalb werden im 
eigenen Szenario als eine technische 
Alternativ eine Verwertung von 28 
GW direkt in Elektrolyse-Anlagen un-
terstellt, wahlweise auf See oder di-
rekt an der Küste.

▶ Flächenbedarf für PV-Freiflächen: 
Während der Ausbau von Photovol-
taik auf dem Seitenstreifen entlang 
von Autobahnen und Schienen im 
Umfang von 500 m in der Bevölke-
rung mehrheitlich auf Zustimmung 
stößt, sind beim Bau sehr großer An-
lagen außerhalb des EEG (bis zu 300 
MW/Anlage derzeit umgesetzt, Pow-
er-Purchase-Agreement-(PPA) - Fokus 
derzeit auf Ostdeutschland) und der 
Ausbau von mittelgroßen Anlagen im 
EEG bis zu 30 MW/Anlage (benach-
teiligte Gebieten – Fokus derzeit auf 
Bayern) gesellschaftliche Widerstän-
de in betroffenen Gemeinden sehr 
viel wahrscheinlicher und werden in 
der Potenzialbewertung in Kapitel 3 
reflektiert. Im Bürger-Szenario wird 
ein Fokus auf Seitenstreifen entlang 
von Autobahnen in ganz Deutsch-
land (Akzeptanz und Lastnähe zum 
Ladebedarf für E-Mobilität) und eines 
generell höheren PV-Anteils in Süd-
deutschland sowie eines Zubaus auf 
weiteren Flächen gelegt (Lastnähe 
zum Industriestrombedarf).

▶ Wind-Onshore stellt traditionell einen 
Punkt für gesellschaftliche Wider-
stände und Konflikte dar – generell 
und spezifisch bei Flächennutzung 
im Wald, was auch Gegenstand der 
Diskussion in Kapitel 3 ist. Die Nut-
zung von Wind im Wald wird im Bür-
gerszenario aber notwendig, um eine 

7 Gewährleistung gleicher und fairer Wettbewerbsbedingungen für alle Teilnehmer7



faire Verteilung und lastnahe Erzeu-
gung in Mittel- und Süddeutschland 
zu erreichen. Im Bereich der PV-Dach-
flächen stellt sich die Frage der Ak-
zeptanz weniger in Hinblick auf die 
Flächennutzung aus Sicht der An-
wohnenden, sondern in Hinblick auf 
die notwendigen individuellen Inves-
titionen der Gebäudeeigentümer:in-
nen und die Frage, ob Gebäude 
selbst genutzt oder vermietet wer-
den. Um ausreichende Flächenpoten-
ziale verbrauchsnah auch in Städten 
für das Bürgerszenario zu heben, 
werden weitere Maßnahmen notwen-
dig.

In Hinblick auf die im Rahmen der Bür-
gerkonferenz identifizierten Präferenzen 
der teilnehmenden Bürger:innen werden 
wenige Punkte in der Simulation des 
Fraunhofer IEE zum zukünftigen Ener-
giesystem und deren Wechselwirkungen 
(Ergebnisse in Kapitel 4) nicht berück-
sichtigt. So gibt es vernachlässigte, aber 
sinnvolle Nischenanwendungen wie PV-
Überdachung von Parkplätzen, landwirt-
schaftlichen Nutzflächen oder kleine 
Windrädern in Gewerbegebieten, welche 
bei den notwendigen jährlichen Ausbau-
volumen in den nächsten Jahren nur 
eine untergeordnete Rolle spielen kön-
nen. Im Laufe der nächsten Jahre ist 
aber zu prüfen, inwiefern sich diese Kon-
zepte dennoch im Markt. gegebenenfalls 
mit gewisser Zusatzförderung, etablieren 
können.

Bei der technischen Flexibilitätsbereit-
stellung wird zusätzlich zu zentralen Op-
tionen im Bereich Industrie-Prozesswär-
me, Fernwärme und Elektrolyse eine 
Präferenz für PV-Eigenstromoptimierung 
und einer Vermarktung der zusätzlich 
freien Kapazitäten (z.B. Solar-Speicher im 
Herbst und Winter) am Strommarkt in-
klusive Rückspeisung aus Elektrofahr-
zeugen und flexiblen Wärmepumpen ab-
gebildet. Um den notwendigen 
innerdeutschen Netzausbau zu begren-
zen, wird auch der Stromhandel in Euro-
pa und damit der Ausbau der Kuppelka-
pazitäten des Stromnetzes an den 
deutschen Grenzen moderat erweitert 
abgebildet.
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3.1 Methodik

Zur Untersuchung der EE-Potenziale 
wurden umfassende, räumlich hoch auf-
gelöste Daten und Computersimulatio-
nen des regionalen Markthochlaufs8 ana-
lysiert. Fragen der gesellschaftlichen 
Akzeptanz des Ausbaus von EE-Anlagen 
wurden anhand von Umfragedaten des 
Sozialen Nachhaltigkeitsbarometers der 
Energie- und Verkehrswende untersucht. 

Die Ermittlung der Stromerzeugung aus 
Erneuerbaren basiert auf energyANTS
(energy system ANalyses using Temporal 
and spatial Simulation), einem physikali-
schen Energiesystemmodell für die zeitli-
che und räumliche Simulation von Ener-
giesystemen des Fraunhofer IEE. 
Grundlage der Szenarienrechnungen ist 
eine umfangreiche Datengrundlage, be-
stehend aus Geoinformationen, wie Po-
tenzialflächen, Bestandsanlagen, Gebäu-
den, und Studien zu Technologie- und 
Kostenentwicklung. Zudem werden auch 
state-of-the-art Zeitreihenmodelle und 
hochaufgelöste Wetterdaten (z.B. zur lo-
kalen stündlichen Erzeugung von Wind-
kraft und PV) einbezogen. Die Modelle 
werden in EE-Szenarien für die vier deut-
schen Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) 
im Rahmen des aktuellen Netzentwick-
lungsplan (NEP 2023) (BNetzA 2022b) 
eingesetzt sowie für Windflächenpotenzi-
alanalysen im Auftrag des BMWK (BMWK 

2022c) und Umweltbundesamts (UBA 
2023). Bei der Potenzialflächenanalyse 
werden im ersten Schritt verschiedene 
Flächenkulissen, die prinzipiell für den 
Bau einer EE-Anlage geeignet sind, in 
Form von Geodatenlayern mittels geo-
grafischer Verschneidung zu einer Poten-
zialkarte zusammengeführt. Diese wird 
mit dem Ausschlusslayer zu einer soge-
nannten Weißflächenkarte verschnitten, 
die nur noch Flächen enthält, die nicht 
mit harten Restriktionen belegt sind. Da 
in den spezifischen Flächenbedarfen der 
einzelnen Technologien Umsetzungsas-
pekte berücksichtigt sind, führt diese Be-
trachtung zum technisch realisierbaren 
Potenzial. Diese Flächen werden nach 
wirtschaftlichen Kriterien bewertet 
(Wind- und Solarstrahlungsressource) 
und eine Nutzung nur für Flächen mit 
hoher Eignung unterstellt. Die regional 
und zeitlich aufgelösten Daten bilden 
gleichzeitig die Grundlagen für die Opti-
mierung von Markt und Netz in Kapitel 4.

Bei dem Sozialen Nachhaltigkeitsbaro-
meter der Energie- und Verkehrswende 
(SNB) handelt es sich um eine repräsen-
tative Bevölkerungsumfrage zu den 
Wahrnehmungen, Einstellungen und An-
liegen der deutschen Bevölkerung im 
Hinblick auf die Ausgestaltung und Um-
setzung der Energie- und Verkehrswende 
(Fischer et al., 2022). Die hier dargestell-
ten Ergebnisse aus der im jährlichen 

3. ERNEUERBARE-
ENERGIEN-POTENZIALE 
UND AKZEPTANZ

9 8 Der regionale Markthochlauf meint den zu erwartenden Zuwachs an installierter Leistung aus Wind- und Solaranlagen in einer Region.



Rhythmus durchgeführte Online-Panel-
studie stammen aus den Jahren 2021 
und 2022 (Wolf et al., 2021; Wolf et al., 
2022). Die Erhebung wurde vom Mei-
nungsforschungsinstitut forsa in zwei 
Befragungswellen in den Zeiträumen 
vom 18.03. bis 12.04.2021 (erste Welle) 
und vom 23.03. bis 13.04.2022 (zweite 
Welle) durchgeführt. Die Nettostichprobe 
umfasste 6.822 Personen im Jahr 2021 
(Bruttostichprobe: 13.000; Abbruch: 
1.029) und 6.615 Personen im Jahr 2022 
(Bruttostichprobe: 21.310; Abbruch: 
1.215 Personen). Die Auswahl der Befrag-
ten erfolgte nach dem Zufallsprinzip aus 
dem forsa.omninet-Panel. Mit den erho-
benen Daten aus dem SNB werden die 
sozio-politische und die lokale Akzeptanz 
der Erneuerbare-Energien-Technologien 
untersucht. Unter sozio-politischer Ak-
zeptanz wird dabei die öffentliche Mei-
nung bezüglich Energietechnologien und 
-politik verstanden. Lokale Akzeptanz be-
zieht sich auf die Reaktionen von betrof-
fenen Bürger:innen hinsichtlich der Pla-
nung und des Ausbaus von EE-Anlagen 
in der eigenen Wohnumgebung.

3.2  Standortpräferenzen für
Erneuerbare-Energien-Anlagen

Im Allgemeinen erfahren die Energie-
wende und der Ausbau von Erneuerba-
ren Energien in der deutschen Bevölke-
rung seit Jahren zunehmenden Zuspruch 
(Levi et al., 2023, Wolf et al., 2022, Wolf, 
2020). Doch nicht alle aus technischer 
Sicht geeigneten Ausbaustandorte tref-
fen unter den Menschen auf Zustim-
mung. Bei der Betrachtung der Standort-
präferenzen über alle Technologien 
hinweg zeigen sich teilweise deutliche 
Unterschiede in den Zustimmungswer-
ten zur Nutzung der verschiedenen Flä-
chen (siehe Abbildung 4). Die höchste Be-
fürwortung erhalten Industrieflächen 
(86,8 %9), gefolgt von ehemaligen militä-
rischen Flächen (84,5 %) und Flächen in 
der Nähe von Landstraßen oder Auto-
bahnen (78,9 %). 

Bei der Verwendung von städtischen und 
landwirtschaftlichen (Frei-)Flächen ergibt 
sich ein geteiltes Meinungsbild: Die Nut-
zung der ersteren für Erneuerbare-Ener-

gien-Anlagen befürwortet weniger als die 
Hälfte eher beziehungsweise stark (44,2 
%). Ein Drittel lehnt diese eher bezie-
hungsweise stark ab (31,2 %). Ähnlich 
stellt sich dies bei dem Aus- und Neubau 
von Anlagen auf landwirtschaftlichen 
Flächen dar: Zwei von fünf Personen be-
fürworten die Verwendung dieser eher 
beziehungsweise stark (41,3 %). Rund ein 
Drittel lehnt diesen Standort eher oder 
stark ab (35,9 %). In beiden Fällen ist je-
de(r) Fünfte unentschlossen (städtische 
Flächen: 21,8 %, landwirtschaftliche Flä-
chen: 20,2 %). Zu den Standorten, die 
nach den Befragten eher nicht für den 
Bau von Erneuerbare-Energien-Anlagen 
genutzt werden sollen, zählen zum einen 
Flächen in der Nähe von ländlichen 
Wohngebieten, zum anderen Flächen in 
Wäldern oder am Waldrand. Der Aus- 
oder Neubau von Erneuerbare-Energien-
Anlagen in der Nähe von ländlichen 
Wohngebieten wird von knapp der Hälfte 
der Befragten eher beziehungsweise 
stark abgelehnt (44,8 %). Lediglich ein 
Drittel (30,0 %) befürwortet den Aus- 
oder Neubau von Erneuerbare-Energie-
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9 Die berichteten Prozentzahlen der Befürwortung in diesem Kapitel setzen sich aus den Antwortkategorien „befürworte ich etwas“ und „befür-
worte ich stark“ zusammen. 

Abbildung 4: Standortpräferenz für den Aus- oder Neubau von Erneuerbare-Energien-Anlagen (2021).
n = 6.822. Datenquelle RIFS. Abweichungen von 100 Prozent rundungsbedingt. 



Anlagen an diesem Standort. Gegen 
Waldflächen als Standort von Anlagen 
spricht sich die Mehrheit der in Deutsch-
land lebenden Bevölkerung aus (58,8 %). 
Lediglich jede(r) Fünfte befürwortet die 
Verwendung dieser Flächen (23,2 %).

3.3  Windenergieanlagen auf See und 
Netzausbau an Land

Während Wind-Onshore oder Photovol-
taik dezentral in den Verteilnetzen ange-
schlossen werden und zumindest das Po-
tenzial haben, durch eine Flächen-
steuerung lastnäher ausgebaut werden 
zu können, und damit der überregionale 
Stromnetzausbaubedarf teilweise redu-
ziert werden kann, stellt sich dies für Off-
shore-Wind grundsätzlich anders dar. Im 
Rahmen des EEG wird angestrebt, eine 
zentrale Stromerzeugung in der Nordsee 
auszubauen, welche den strukturellen 
Nord-Süd-Transportbedarf insbesondere 
im Übertragungsnetz direkt erhöht. Hier-
bei muss unterschieden werden zwi-
schen dem generellen Netzausbau an 
Land und dem Finden technisch mögli-
cher Netzverknüpfungspunkte für die di-
rekte Offshore-Anlandung.10 Der folgen-
de Abschnitt nimmt deshalb Bezug auf 
den Netzentwicklungsplan und diskutiert 
mögliche Wechselwirkungen, ohne eige-
ne detaillierte Netzberechnungen selbst 
durchzuführen. Es handelt sich damit um 
eine qualitative Einordnung.

Mit den durch die Bundesnetzagentur 
bestätigten Maßnahmen ist die Netzan-
bindung von 42 GW Offshore-Erzeu-
gungsleistung geplant. Eine Erhöhung 
auf das Ziel 70 GW ist jedoch nicht ohne 
einen weiteren Ausbau der Offshore-
Netzanbindungssysteme möglich. Dabei 
reduziert sich die Anzahl der geeigneten 
Netzverknüpfungspunkte in Nord-
deutschland immer weiter. Aufgrund von 
technischen Rahmenbedingungen dür-
fen nicht mehr als 2 GW an einem Netz-
verknüpfungspunkt angeschlossen wer-
den gemäß Bestätigung NEP 2035 
(BNetzA 2022a), und im windstarken 
Norden sind diese Netzknoten teilweise 
bereits durch Onshore-Wind der unterla-

gerten Netze ausgelastet. Aus diesem 
Grund sind Anlandungen mittlerweile 
nicht mehr ausschließlich an küstenna-
hen Netzverknüpfungspunkten, sondern 
auch in Nordrhein-Westfalen (NRW) not-
wendig. Hier besteht zudem eine Abwä-
gung von Länge der Leitung zur Anlan-
dung vs. des Onshore 
Netzausbaubedarfs.

Der Onshore-Netzbaubau in Nord-Süd-
Richtung kann dabei sowohl durch die 
Verstärkung bestehender Abschnitte 
(graue Trassen Abbildung 5) der Wech-
selspannungstrassen (AC) erfolgen oder 
über neue Trassen, wobei beim letzteren 
insbesondere Gleichstromtrassen (HGÜ) 
über lange Entfernungen zu tragen kom-
men. Hier sind in Summe 10 Verbindun-
gen mit je 2 GW Übertragungsleitung, 
also in Summe 20 GW, genehmigt (blaue 
Trassen, teilweise zwei Verbindungen in 
einer Trasse – Abbildung 5).11

Allein für die Offshore-Anlandung sind 
in Summe 42 Anbindungssysteme ge-
nehmigt beziehungsweise in Betrieb mit 
einer Gesamtübertragungskapazität von 
ca. 42,1 GW (orange Trassen Abbildung 
4) [Bestätigung NEP 2035 (BnetzA-
2022a)] [Bestätigung NEP 2030 (BnetzA-

2019)]. Zum Teil befinden sich die Netz-
verknüpfungspunkte der genehmigten 
Anbindungssysteme in Süd-Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen. In dieser 
Region zeigt sich damit auch die höchste 
Betroffenheit der Anwohner:innen. 

Gestaltungsmöglichkeiten bezüglich der 
Netzausbauvermeidung liegen aus die-
sen technischen Gründen nicht in der 
räumlichen Steuerung des Aus- und Zu-
baus sondern in der Frage direkter 
Stromnutzung von Offshore-Strom (z.B. 
für Industrie, Haushalte, Wärmepumpen 
und Elektromobilität) gegenüber einer 
Umwandlung in Wasserstoff. So können 
Elektrolyse-Anlagen zum Beispiel auf Off-
shore-Inseln (geplant in den Niederlan-
den und Dänemark) oder direkt an der 
deutschen Küste errichtet werden. Wenn 
alle Ausbauziele des EEG erreicht wer-
den, dann gewinnt die Wasserstofferzeu-
gung in Deutschland einen relevanten 
Stellenwert zusätzlich zur direkten 
Stromnutzung. Gerade für eine Auswei-
tung der Offshore-Stromerzeugung von 
42 auf 70 GW (bei den genannten hohen 
Leistungen für PV und Onshore-Wind) 
nimmt auch der Stromverbrauch der 
Elektrolyse im Strommarkt deutlich zu. 
Alternativ zur Elektrolyse im Strom-

11

Abbildung 5: Schematische Darstellung der bestätigten innerdeutschen HGÜ-
Verbindungen sowie Offshore Anbindungssysteme nach Bestätigung NEP 2035 
(BNetzA 2022a).
Quelle: Eigene Darstellung

- Offshore-HGÜ
- HGÜ
- AC

10 Geplante Netzanbindung für 2030 gemäß Szenariorahmen NEP 2030-2019: Erzeugungskapazität Offshore Wind: 17,0 (2030) und für 2035 
und 2040 gemäß Szenariorahmen NEP 2035-2021: Erzeugungskapazität Offshore Wind: 28,0 (2035) - 40,0 (2040) GW. 
Konkret mündet dies in diese Projekte: NEP 2035-2021: 23 Starnetzmaßnahmen Offshore (bereits in Betrieb oder genehmigt) sowie bestätigte Zu-
baumaßnahmen Offshore: 18, davon 1 unter Vorbehalt, Nicht bestätigt: 0, (11 Maßnahmen aus NEP 2030-2019 erneut bestätigt)     
11 Insgesamt 10 Verbindungen mit 2 GW Übertragungsleistung: Ultranet, 2x SüdLink, SüdOstLink, Emden Ost – Osterath (A-Nord), SüdOstLink/
SüdOstLink+, Wilhelmshaven 2 – Region Hamm, Heide/West – Polsum, Suchraum Heide – Gemeinden Klein Rogahn/Stralendorf/ Warsow/ Hol-
thusen/ Schossin, Suchraum Rastede – Bürstadt



markt erscheint eine direkte Einbindung 
der Elektrolyse (Offshore-Inseln oder di-
rekt an der Küste) im Vergleich zum Bau 
weiterer Stromtrassen kosteneffizienter 
und sollte weitergehend geprüft werden.  

Im Transformationsatlas Energiewende 
(s. https://maps.iee.fraunhofer.de/trafo-
atlas/) werden die Wechselwirkungen 
zwischen EE-Ausbau und Netzausbaube-
darf genauer analysiert. Grundsätzlich 
sind neue HGÜ-Trassen sehr anspruchs-
voll in der Umsetzung. Hier zeigt sich ein 
Wechselspiel aus Akzeptanz (Trassen in 
direkter Nachbarschaft), Kosten (Erdver-
kabelung, Entschädigungen) und damit 
verbundenen Verzögerungen, welche 
wiederum ein Hemmnis für die Integrati-
on des EE-Ausbaus darstellen können. 
Im Vergleich dazu ist die Verstärkung 
von bestehenden AC-Trassen eher weni-
ger aufwändig. Hierbei können bestehen-
de 2-Leitersysteme (220 oder 380 kV) 
durch 4-Leitersysteme (380 kV) in dersel-
ben Trasse ersetzt werden. Im Gegensatz 
zum Neubau von Trassen werden An-
wohner hierbei nur mit höheren Masten 
konfrontiert.
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Gesellschaftliche Akzeptanz 

In den Ergebnissen der Befragung des 
SNB wird deutlich, dass die überwiegen-
de Mehrheit der in Deutschland leben-
den Menschen die Förderung und den 
Ausbau von Windenergieanlagen auf See 
etwas beziehungsweise stark befürwor-
tet (2021: 79,1 %, siehe Abbildung 6). Ein 
ähnliches Bild stellt sich bei der Zustim-
mung zum Ausbau überregionaler 
Stromnetze (Stromtrassen)12 dar: Etwa 
zwei Drittel der Befragten befürworten 
diese Maßnahme etwas beziehungsweise 
stark (2022: 70,6 %, s. Abbildung 6). Im 
Jahresvergleich stieg damit die Zustim-
mung zum Ausbau von Stromtrassen um 
fünf Prozentpunkte (2021: 65,9 %). 

Betrachtet man die Befürwortung 
deutschlandweit, zeigt sich mit Ausnah-
me von Baden-Württemberg ein leichtes 
Nord-Süd-Gefälle mit höheren Zustim-
mungswerten im Norden (siehe Abbil-
dung A1 im Anhang). Wird nach dem Ein-
verständnis zum Aus- und Neubau von 
Hochspannungsleitungen im direkten 
Wohnumfeld, der sogenannten lokalen 
Akzeptanz, gefragt, ist die Zustimmung 
in der deutschen Bevölkerung deutlich 
geringer: Nur noch zwei von fünf Perso-

Abbildung 6: Befürwortung des Ausbaus überregionaler Stromnetze (Stromtrassen) im Jahresvergleich. Ausbau von Wind-
energieanlagen auf See wurde nur in 2021 erhoben.
2022: n = 3.305, 2021: n = 6.822.  Datenquelle RIFS. Abweichungen von 100 % rundungsbedingt.

nen stimmen diesem (eher) zu (2022: 
41,8 %), es ist aber zumindest ein leich-
ter Anstieg um sechs Prozentpunkte ge-
genüber 2021 (2021: 36,1 %) zu beob-
achten. Ein Drittel der Befragten lehnt 
den Bau (eher) ab (2022: 31,5 %; 2021: 
35,6 %).

3.4 Windenergieanlagen an Land

Windenergie an Land weist einen hohen 
Flächenbedarf auf. Im Vergleich zur Pho-
tovoltaik wird jedoch nur ein sehr kleiner 
Teil der Fläche tatsächlich bebaut, so-
dass innerhalb von Windparks beispiels-
weise noch eine land- oder forstwirt-
schaftliche Nutzung möglich ist. 
Aufgrund der Größe der Anlagen von 
mittlerweile über 230 m (bedrängende 
Wirkung) sowie Schallemissionen sind 
Abstände zu Siedlungsflächen einzuhal-
ten, wobei insbesondere Siedlungsflä-
chen im Innenbereich13 mit einer über-
wiegenden Wohnnutzung ein höherer 
Schutzstatus zugestanden wird, als bei-
spielsweise Wohnansiedlungen außer-
halb der zusammenhängenden Bebau-
ung. Ausschlaggebend für die einzu-
haltenden Abstände sind neben klaren 
Vorgaben zur bedrängenden Wirkung 
insbesondere die Grenzwerte aus immis-

12 In der Befragung des SNB wurde lediglich nach der sozio-politischen und lokalen Akzeptanz des Ausbaus überregionaler Stromnetze (Strom-
trassen) gefragt. Eine Differenzierung zwischen dem Neubau von HGÜ-Trassen und der Verstärkung bestehender AC-Trassen ist nicht erfolgt. 
13 Innenbereich ist ein im Zusammenhang bebauter Ortsteil, welcher grundsätzlich generell bebaut werden darf, sofern ein qualifizierter Bebau-
ungsplan vorliegt oder das betreffende Vorhaben den in § 34 Abs. 1 BauGB Regelungen entspricht.

https://maps.iee.fraunhofer.de/trafo-atlas/
https://maps.iee.fraunhofer.de/trafo-atlas/
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sionsschutzrechtlicher Perspektive. Wei-
tere Einschränkungen bestehen aus na-
tur- und artenschutzrechtlichen Grün-
den, wobei die Frage einer Nutzbarkeit 
von Landschaftsschutzgebieten und Wäl-
dern in den verschiedenen Bundeslän-
dern unterschiedlich gehandhabt wird. 
Weitere Restriktionen bestehen unter an-
derem durch Infrastruktur, Verkehr/
Flugsicherung, Militär. Weiterhin spielt 
die Windressource eine wichtige Rolle. 
Dies zeigt sich einerseits durch immer 
höhere WEA, welche stärker als spezifi-
sche Schwachwindanlagen ausgelegt 
werden. Andererseits zeigt sich dies 
durch das Referenzertragsmodell (also 
die standortspezifische EEG-Förderung), 
worüber zwar in einem gewissen Umfang 
ein Angleichen der Erlösmöglichkeiten 
erfolgt, aber weiterhin nicht überall ein 
wirtschaftlicher Betrieb der Anlagen 
möglich ist. Aus den genannten Gründen 
sind die verfügbaren Flächen für eine 
Windenergienutzung beschränkt und 
werden insbesondere durch die Faktoren 
Siedlungsflächen, Arten- und Natur-
schutz sowie der Windhöffigkeit stark 
eingeschränkt.

In Abschnitt 3.1 ist die Methodik für Po-
tenzialanalysen mittels des Modells ener-
gyANTS dargestellt. Potenzialanalysen

untersuchen die grundsätzliche Verfüg-
barkeit von geeigneten Flächen und füh-
ren üblicherweise zu einer Überschät-
zung des Potenzials (Weißflächen-
kartierung), da eine detaillierte Betrach-
tung, wie sie beispielsweise bei Gebiets-
ausweisungen auf Ebene der Regional- 
und Bauleitplanebene erfolgt, für eine 
deutschlandweite Analyse nie möglich 
ist. Für den Bereich Windenergie an Land 
wurden deshalb weitere Parameter in die 
Modellierung integriert. Im BMWK-Vorha-
ben zur Flächenverfügbarkeit für Wind-
energie nach 2030 (BMWK 2022c) wurde 
eine zusätzliche Bewertung der Flächen 
vorgenommen, wobei in Abhängigkeit 
der zu erwartenden anderweitigen Nut-
zungsinteressen Konfliktrisikoklassen 
gebildet wurden, für die unterschiedlich 
hohe nutzbare Anteile angenommen 
wurden. Diese Analysen zeigen, dass ins-
besondere die Siedlungsabstände, aber 
auch die teilweise sehr unterschiedliche 
Siedlungsstruktur das Potenzial ein-
grenzen. Einen weiteren wichtigen Fak-
tor stellt der Natur- und Artenschutz
dar. Die Ausweisung von Landschafts-
schutzgebieten ist nicht einheitlich, denn 
es werden sehr unterschiedliche Anteile 
der Landesflächen derart ausgewiesen.

Die Nutzung von Windenergie im Wald
(ob und wenn, wie) ist bundeslandspezi-
fisch geregelt. Zudem sind diese Flächen 
je nach Waldtyp unterschiedlich schüt-
zenswert. Das mögliche Nutzungspoten-
zial hat hier aber zugenommen, denn es 
bestehen meist bei Fichten-Monokultu-
ren viele „Kalamitätsflächen“ (zerstörte 
Waldgebiete durch Windwurf (Sturm), 
Borkenkäfer und Trockenheit (Folgen 
des Klimawandels)). Häufig kommen 
Wälder im Mittelgebirge in Kuppenlagen 
vor und sind daher aufgrund höherer 
Windgeschwindigkeiten für die Windener-
gienutzung gut geeignet.

Um die Verfügbarkeit von ausgewiese-
nen Flächen zu erhöhen, hat die derzeiti-
ge Bundesregierung das Windenergieflä-
chenbedarfsgesetz eingeführt. Hierdurch 
müssen bundesweit 2 % der Landesflä-
che bis Ende 2032 für Windenergie aus-
gewiesen werden, mit Bandbreite von 
1,8 bis 2,2 %. Zwar besteht im Rahmen 
des Gesetzes die Option des Flächen-
übertrags per Staatsvertrag zwischen 
Bundesländern, aber aufgrund des Auf-
wandes für die Flächenausweisung ist es 
nicht sehr wahrscheinlich, dass davon im 
relevanten Umfang Gebrauch gemacht 
wird. Hieraus ergeben sich sehr unter-
schiedliche Spielräume für die Identifika-

Abbildung 7: Bei Waldausschluss noch verbleibendes Flächenpotenzial (in %) je Bundesland (links) und dadurch verloren 
gegangenes Potenzial (rechts) von Wind im Wald.
Quelle: Eigene Darstellung
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Potenzialanalysen zeigen aber auch, 
dass ohne eine Windenergienutzung im 
Wald insbesondere im Süden die Potenzi-
ale kaum ausreichen, um die 1,8 bis 2,2 
% zu erreichen (siehe Abbildung 7, links).

Diese 2 % der Landesfläche müssen zwar 
ausgewiesen werden, um ein ausreichen-
des Marktvolumen für Investoren zu ge-
währleisten. Hieraus ergeben sich einer-

seits Freiheitsgrade, andererseits zeigen 
Analysen wie UBA (2023), dass sich für 
ausgewiesene Flächen der dann in der 
Praxis doch nicht nutzbare Anteil (ge-
sammelte Praxiserfahrungen z.B. auf-
grund von Naturschutzrestriktionen) auf 
ca. 30 % beläuft. Auf Basis des IEE-Mo-
dels energyANTS werden für das ange-
strebte Szenario von langfristig 160 GW 
unter Berücksichtigung von Bestandsan-

Abbildung 8: Windenergie Onshore installierte Leistung und Leistungsdichte je Bundesland 2022, 2030, 2045 – berechnet im 
Rahmen des Projekts Ariadne für das Bürgerszenario in Kapitel 4.
Quelle: Eigene Darstellung

2022 2045

Leistungsdichte 
(MW/km²)

2045

tion geeigneter Flächen. Während bei-
spielsweise das ermittelte Potenzial den 
Ausbaubedarf in Nordrhein-Westfalen 
oder Baden-Württemberg nur um einen 
Faktor ~1,5 übersteigt, weisen Bundes-
länder wie Brandenburg, Thüringen und 
Sachsen-Anhalt deutlich größere Frei-
heitsgrade auf. Diese Freiheitsgrade kön-
nen in der Regionalplanung genutzt wer-
den (siehe Abbildung 7, rechts). Die 

2022 2030
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Reserven je Bundesland von zusätzlich 
1 % (Nordrhein-Westfahlen) bis 10,5 % 
(Thüringen) vorhanden, welche für netz-
entlastende Standorte oder Standorte 
mit höherer Akzeptanz genutzt werden 
können.

Gesellschaftliche Akzeptanz 

Generell nimmt die sozio-politische Ak-
zeptanz des Ausbaus von Windenergie 
an Land in Deutschland weiter zu: Mehr 
als drei Viertel der Bürger:innen (76,2 %) 
sprechen sich in der Befragung des SNB 
in 2022 (eher) für den Ausbau und die 
Förderung aus – eine Steigerung um 
knapp fünf Prozentpunkte im Vergleich 
zum Vorjahr (2021: 71,4 %, siehe Abbil-
dung 9). Im bundesweiten Vergleich liegt 
die Zustimmung vor allem in den ost-
deutschen Bundesländern (mit Ausnah-
me von Mecklenburg-Vorpommern und 

Berlin) bis zu 13 % unter dem deutsch-
landweiten Durchschnitt (siehe Abbil-
dung A2 im Anhang).

Im Vergleich zu der sozio-politischen Ak-
zeptanz fällt die lokale Akzeptanz gerin-
ger aus: Etwa zwei Drittel (2022: 60,5 %) 
sind mit dem Bau von Windkraftanlagen 
im direkten Wohnumfeld (eher) einver-
standen. Im Jahresvergleich zeigt sich je-
doch, dass auch hier die Befürwortung 
steigt: So war im Jahr 2021 nur etwa die 
Hälfte der Bürger:innen (55,0 %) mit 
Windkraftanlagen im Wohnumfeld (eher) 
einverstanden. Diese Einschätzungen der 
Befragten werden neben der persönli-
chen Betroffenheit auch von soziodemo-
grafischen und regionalen Faktoren so-
wie politischen Ansichten beeinflusst. So 
zeigt sich eine höhere Akzeptanz unter 
Frauen und mit zunehmendem Alter 
sinkt das Einverständnis zum Bau von 
Windenergieanlagen im Wohnumfeld: In 
der Altersgruppe 18 bis 39 Jahre ist die 
Zustimmung um durchschnittlich zehn 
Prozentpunkte höher (68,5 %) als in den 
Altersgruppen ab 40 Jahren (57,5 %). Zu-
dem wird in den Ergebnissen ein Ost-
West-Gefälle sichtbar: Bewohner:innen in 
Ostdeutschland sind tendenziell weniger 
mit dem Bau von Anlagen im Wohnum-
feld einverstanden (48,9 %) als in West-
deutschland (62,8 %). Schließlich ist zu 
beobachten, dass sich die Akzeptanz des 
Windausbaus vor Ort je nach politischer 
Orientierung der Menschen unterschei-
det:  Unter Wähler:innen der SPD (68,2 
%), der Linken (71,7 %) oder des Bündnis 
90/Die Grünen (78,8 %) sind die Zustim-
mungswerte am höchsten, unter den An-
hänger:innen der CDU/CSU (49,9 %) und 

lagen und deren Repowering-Fähigkeit 
ein möglicher und wirtschaftlich wahr-
scheinlicher Zubau simuliert. 

Bundesweit ergibt sich ein mittlerer spe-
zifischer Flächenbedarf von 2,6 ha/MW 
bezogen auf einen Windpark. Dieser ist 
jedoch regional unterschiedlich (wie in 
der Einfärbung der Bundesländer in Ab-
bildung 8 bezogen auf die Landesfläche 
ersichtlich wird). Grund hierfür ist die 
Konfiguration der WEA (Starkwindanla-
gen im Norden mit kleineren Rotoren, 
Schwachwindanlagen im Süden mit grö-
ßeren Rotoren und damit auch der Ab-
stand zwischen den WEA), aber auch 
Größe und Zuschnitt des Windparks je 
nach Verfügbarkeit zusammenhängen-
der Flächen.

Durch die technischen Innovationen (im-
mer größere Neuanlagen und Repower-
ing von Altanlagen) steigt zwar der Flä-
chenbedarf, aber nicht die Anzahl der 
Anlagen (siehe Tabelle 1).

Zusammenfassend lässt sich feststellen, 
dass Flächen grundsätzlich vorhanden 
sind und die politischen Flächenvorga-
ben zu einer gleichmäßigeren Verteilung 
führen werden. Es bestehen größere Un-
sicherheiten in der Umsetzung ausgewie-
sener Flächen durch Investoren in der 
Praxis. Näherungsweise stehen einer 
EEG-Ausschreibung von 160 GW ein um-
satzbares Potenzial von 200 GW gegen-
über. Aber durch die Auswahl aus dem 
gesamten Flächenpotenzial eines Bun-
deslandes auf die vorgegebenen 2 % sind 

Tabelle 1: Entwicklung der Windenergieanlagen Deutschlands – berechnet für das 
Bürgerszenario (siehe Kapitel 4).

Abbildung 9: Befürwortung des Ausbaus und der Förderung von Windenergie-
anlagen an Land im Jahresvergleich.
2022: n = 3.305, 2021: n = 6.822. Datenquelle RIFS. Abweichungen von 100 % 
rundungsbedingt. 
Quelle: Eigene Darstellung

Ende 2022 2030 (115 GW installierte 
Leistung): 

2045 (160 GW installierte 
Leistung): 

Summe 
Anlagen in 
Deutschland

ca. 28.400 WEA ca. 28.000 WEA ca. 26.000 WEA

durchschnitt-
liche Leistung 

2,0 MW je WEA 4,1 MW je WEA 6,1 MW je WEA

durchschnitt-
licher Rotor-
durchmesser 

82 m 131 m 170 m
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FDP (47,1 %) spricht sich eine knappe 
Mehrheit dafür aus, während unter den 
Anhänger:innen der AfD nur jede(r) Vier-
te (24,6 %) damit einverstanden ist.

Personen, die in der Befragung von 2021 
dem Bau von Windkraftanlagen skep-
tisch gegenüberstanden, wurden außer-
dem nach den Umständen gefragt, un-
ter welchen sie mit dem Bau einver-
standen wären (siehe Abbildung 10). 
Knapp die Hälfte der Skeptiker:innen 
gibt an, dass die Sichtbarkeit der Anla-
gen für sie entscheidend ist – sie also mit 
dem Bau einverstanden wären, wenn sie 
die Anlagen nicht sehen würden (48,0 
%). Weiterhin würden etwa ein Drittel der 
Befragten dem Bau von Anlagen im 
Wohnumfeld zustimmen, wenn diese im 
Besitz einer Bürgerenergiegenossen-
schaft wären, an der sich alle Bürger:in-
nen finanziell beteiligen könnten (31,9 
%) oder wenn die Befragten selbst aktiv 
am Planungsprozess beteiligt würden 
(27,4 %). Dagegen spielt die persönliche 
finanzielle Entschädigung nur für ein 
Fünftel eine Rolle bei ihrem Einverständ-
nis (21,7 %). Wichtiger scheint die finanzi-
elle Entschädigung der Stadt/Gemeinde 

Abbildung 10: Umstände, unter denen Personen, die den Neubau von Windkraftanlagen im Wohnumfeld (etwas) ablehnen 
oder keine feste Meinung dazu haben, befürworten würden (2021).
n = 2.536. Datenquelle RIFS. Abweichungen von 100 % rundungsbedingt. Quelle: Eigene Darstellung

zu sein, die für jede(n) Vierte(n) ein An-
lass wäre, die Anlagen im Wohnumfeld 
(eher) zu akzeptieren (25,5 %). Generell 
zeigt sich, dass sich ein bis zwei Drittel 
(eher) jeweils nicht durch die genannten 
Maßnahmen umstimmen lassen und an 
ihrer Gegnerschaft zum Bau von neuen 
Anlagen im Wohnumfeld festhalten: So 
lehnen beispielweise immer noch 38,5 % 
der Befragten den Bau ab, auch wenn sie 
die Anlagen nicht sehen würden.
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In den Akzeptanzbefragungen wird 
deutlich, dass es einerseits lokale Kon-
flikte gibt, andererseits aber auch Prä-
ferenzen für bestimmte Standorte für 
den EE-Ausbau. Sollen die EE-Ziele er-
reicht werden, muss von Präferenz-
standorten abgewichen und mit loka-
len Ausbaukonflikten umgegangen 
werden. Hier kommen Ausgleichsmaß-
nahmen zum Zuge, die Kosten-Nutzen 
der beteiligten und betroffenen Akteu-
re austarieren.

Besonders beim Ausbau von Windener-
gie ist der Ausgleich für den Eingriff in 
die Natur, Umwelt und Arten weit ent-
wickelt und auch gesetzlich verankert. 
Von dem Erhalt beziehungsweise einer 
Aufwertung von Natur, Umwelt und Ar-
ten profitieren auch Kommunen und 
ihre Bürger:innen. Jedoch ist der Nut-
zen einer besseren Umweltqualität 
eher langfristig spürbar und teilweise 
ungewiss. Zudem werden diese Maß-
nahmen nicht unbedingt am Ort des 
Eingriffes durchgeführt. Viele Bürger:in-
nen wünschen sich aber durchaus 
sichtbare und für sie persönlich vorteil-
hafte Maßnahmen und für Kommunen 
die Finanzierung von Maßnahmen, die 
keine naturschutzfachliche Anerken-
nung als Ausgleichsmaßnahmen fin-
den. Das sind zum Beispiel landschafts-
verschönernde Maßnahmen, wie das 
Anlegen eines Dorfteiches, oder die 
Entsiegelung landschaftsprägender 
Bauten. Diese sind aus naturschutz-
fachlicher Sicht in der Regel nicht als 
Ausgleichsmaßnahmen für den Eingriff 
in das Landschaftsbild vorgesehen.

Allerdings sind über die gesetzlich ver-
pflichtenden Regelungen hinausgehen-
de Politikinstrumente, welche die Ver-
teilungsgerechtigkeit erhöhen, eher 
eingeschränkt verfügbar beziehungs-

EXKURS: KOSTEN-NUTZEN-VERTEILUNG ZU WINDENERGIE AN LAND VOR ORT

weise nutzbar. Das hat verschiedene 
Gründe. Zum einen sind Möglichkeiten 
der lokalen Steuerung mithilfe von Be-
bauungsplänen, Flächennutzungsplä-
nen, Flächenpools, Ökokonten, oder 
Stiftungskonzepten komplex, zeitinten-
siv und unter Umständen kosteninten-
siv. Darüber hinaus lagen Zusagen von 
freiwilligen Leistungen durch Projek-
tentwickler im Vorfeld eines Vertrags-
abschlusses in der Vergangenheit in ei-
nem rechtlichen Graubereich und 
konnten den Straftatbestand der Vor-
teilsnahme und Bestechung erfüllen. 
Auch deshalb wurde mit dem EEG 
2021 §6 eine offizielle Möglichkeit zur 
finanziellen Beteiligung eingeführt. Da-
nach „dürfen“ Anlagenbetreiber den 
betroffenen Gemeinden Beträge von 
insgesamt 0,2 Cent pro Kilowattstunde 
anbieten. 

Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern gehen sogar einen Schritt 
weiter: Brandenburg verpflichtet Anla-
genbetreiber zu einer Zahlung einer 
Sonderabgabe von 10.000 Euro für je-
des Windrad pro Jahr an die umliegen-
den Gemeinden; Mecklenburg-Vorpom-
mern verpflichtet Vorhabenträger zu 
einem finanziellen Beteiligungsangebot 
an Windparks für Anwohnerinnen und 
Anwohner sowie standortnahe Gemein-
den. Allerdings sollten sich solche Kom-
pensationsmaßnahmen wiederum 
nicht hemmend auf Seiten der Projek-
tierer auswirken: so wird die pauschale 
Zahlung in Brandenburg nicht nur als 
akzeptanzfördernd gelobt, sondern im 
Rahmen von Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen auch kritisiert. Denn klei-
nere Anlagen mit einem Ertrag von un-
ter 10.000 Euro pro Jahr rechnen sich 
so nicht mehr. Das verpflichtende finan-
zielle Beteiligungsangebot in Mecklen-
burg-Vorpommern bedeutet eine höhe-

re Belastung des Vorhabenträgers und 
somit geringere Wirtschaftlichkeit der 
Anlage, was ein mögliches Hemmnis 
beim Ausbau bedeuten könnte.

In der Ariadne-Bürgerdeliberation und 
auch im Sozialen Nachhaltigkeitsbaro-
meter wünschen sich Bürger:innen im 
Rahmen der Energiewende mehr Betei-
ligungsmöglichkeiten und finanzielle 
Teilhabe. Beides führt nicht zwangsläu-
fig zu höherer Akzeptanz und Entschär-
fung lokaler Konflikte bei konkreten 
Ausbauprojekten. Vor allem sind die lo-
kalen und individuellen Bedürfnisse bei 
der Art und Ausgestaltung von Beteili-
gungen und von Instrumenten zur fi-
nanziellen Teilhabe sehr unterschied-
lich. 

Deshalb sind Information, Dialog, ge-
meinsame Verständigung über Beteili-
gung sowie für alle verständliche 
Strukturen zur Teilhabe notwendige 
Basiskomponenten. Diese müssen auf 
die jeweilige lokale Situation gut zuge-
schnitten werden, um gesellschaftliche 
Trägerschaft im Lokalen zu fördern. Ge-
sellschaftliche Trägerschaft geht über 
ein einfaches Akzeptanzkonzept hinaus 
und beinhaltet ein aktives Verständnis 
von Gesellschaft. Im Kern geht es dar-
um, dass betroffene Akteure bereit 
sind, Entscheidungen mitzutragen, die 
sie eigentlich ablehnen, wenn sie auf 
gemeinsam getroffenen Kompromis-
sen basieren (Colell et al. 2021). Damit 
umfasst gesellschaftliche Trägerschaft 
mehr als nur die Akzeptanz von be-
schlossenen Entscheidungen. 



3.5 PV-Dachanlagen

Bei der Bestimmung des Aufdach-PV-Po-
tenzials gibt es verschiedene Aspekte, 
die zu berücksichtigen sind. Geht man 
vereinfacht an die Potenzialbestimmung 
und nimmt an, dass sämtliche Gebäude 
zumindest teilweise genutzt werden kön-
nen und nutzt pauschale Abschlagsfak-
toren für Verschattung, Neigung und 
Ausrichtung der Dächer, ergibt sich für 
Deutschland ein Dachflächenpotenzial 
von etwa 300 GW. Dieses Potenzial ba-
siert auf einer Auswertung aller individu-
ellen Hausumringe (HU = Grundriss in 
2D) in Deutschland unabhängig von 
ihrem Zustand und ihrer Nutzung.

Der Ausbau Ende 2021 beläuft sich auf 
etwa 41 GW, also etwa 14 % Potenzial-
ausnutzung und etwa 19 % der ange-
strebten 211 GW in 2040 (siehe Abbil-
dung 1). Mit Blick auf die Entwicklung 
der letzten 20 Jahre und der stagnieren-
den Zubaurate (siehe Abbildung 11) hat 
sich vor der Energiepreiskrise die Frage 
gestellt, ob wirtschaftliche Anreize aus-
reichen oder eine PV-Pflicht zielführen-
der ist, um die Installationsrate weiter zu 
erhöhen. Im Zuge sinkender Energieprei-
se oder auch im Hinblick auf die langfris-
tige Erschließbarkeit der Potenziale stellt 
sich diese Frage aber trotz der aktuellen 
dynamischen Marktentwicklung14 auch 
weiterhin.

sprechend der GEG-Gebäudeflächen, wie 
es als Trendentwicklung für eine Zieler-
reichung notwendig wäre.

Durch die Verfügbarkeit von 3D Gebäu-
deinformationen (erstmalig angewendet 
im Projekt Ariadne und im Rahmen die-
ser Veröffentlichung) und einer verbes-
serten Datengrundlage lassen sich die 
Gebäude inzwischen detaillierter auswer-
ten, sodass einerseits die Ausrichtung, 
Neigung und Fläche der Dächer berück-
sichtigt werden kann und andererseits 
die Gebäudetypen, die Nutzung und die 
Besitzverhältnisse. Besonders aus der 
Kombination von Gebäudetyp und Be-
sitzverhältnissen (siehe Abbildung 12) 
lassen sich die Zubauwahrscheinlichkei-
ten und weitere Rahmenbedingungen 
für PV-Anlagen gut abschätzen. In 
Deutschland bestehen 18 Mio. Wohnge-
bäude (15,5 Mio. Ein- und Zweifamilien-
häuser; 2,5 Mio. Mehrfamilienhäuser). 
Hauptmarkt sind 49 % der Gruppe 
selbstgenutzter Ein- und Zweifamilien-
häuser. Weitergehend gibt es mit 25 % 
selbstgenutzter Reihenhäuser zwar eine 
hohe Anzahl an Möglichkeiten, welche 
zwar grundsätzlich für PV geeignet ist, 
die aber über relativ kleine Dachflächen 
verfügt. Privat-vermietete und Woh-
nungseigentümergemeinschaften sind 
dagegen schwerer für Investitionen in 
PV-Anlagen umsetzbar (20 % der Gebäu-
de). Anderseits bieten 11,2 Mio. private 
Garagen und Carports wiederum Poten-

Die Ausgestaltung der PV-Pflicht sollte 
von der Sanierungsrate abhängig ge-
macht werden; ist diese ausreichend 
hoch, wäre eine PV-Pflicht nur im Sanie-
rungsfall denkbar. Ist sie zu niedrig, wird 
die PV-Zuwachsrate nicht hinreichend 
gesteigert und eine allgemeine PV-Pflicht 
würde die gesteckten Ziele besser errei-
chen. Jedoch muss berücksichtigt wer-
den, dass die durchschnittliche Lebens-
dauer von Satteldächern mit 50-75 
Jahren sehr hoch ist, sodass eine PV-
Pflicht bei anlassbezogener Sanierung 
nur einen begrenzten Effekt hätte. Theo-
retisch wäre die Verbindung mit einer 
verpflichtenden Erstellung eines Sanie-
rungsfahrplans (und Kontrolle von des-
sen Einhaltung) denkbar, um die Nut-
zungsdauer alter ungedämmter Dächer 
gegenüber der technischen Lebensdauer 
zu reduzieren und mit einer Steigerung 
der Sanierungsrate mehr PV-Anlagen 
mit einer Aufdachpflicht umzusetzen. 
Flachdächer hätten mit einer Nutzungs-
dauer von 20-25 Jahren hier bessere Vor-
aussetzungen. Dennoch würde eine PV-
Pflicht zur Sanierung nur bei dem Anteil 
der beheizten und damit nach GEG regu-
lierten Gebäude greifen und das Potenzi-
al wird durch maximale Deckenlasten 
weiter eingeschränkt. Dies würde also 
nur einen schnellen Markthochlauf in 
diesem sehr kleinen Marktsegment er-
möglichen. Heute zeigt sich eine Konzen-
tration von PV-Anlagen in Süddeutsch-
land und keine Gleichverteilung ent-

Abbildung 11: Zeitlicher Verlauf der installierten Leistung von PV-Aufdachanlagen und regionale Verteilung heute.
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von MaStR-Daten (2022 vorläufig)

18 14 Vgl. z.B. auch Ampel-Monitor Energiewende: www.diw.de/ampel-monitor

http://www.diw.de/ampel-monitor%00


zialflächen, die über verschiedene politi-
sche und wirtschaftlich Anreize erschlos-
sen werden können (dena 2016).

Weiterhin könnten beispielsweise die Po-
tenziale auf den 3,4 Mio. unter GEG-An-
forderungen fallenden Nichtwohngebäu-
den durch eine Nutzungspflicht in Ver-
bindung mit Sanierung anteilig gehoben 
werden (siehe oben). Anderseits gibt es 
6,9 Mio. Nichtwohngebäude, die nicht 
oder nur teilweise GEG-relevant sind (un-

beheizt, sehr geringer Stromverbrauch 
usw.) und wo eine Nutzungspflicht nicht 
greifen würde (Hörner et. al. 2022). 
Insgesamt bieten die gut bis sehr gut 
nutzbaren Potenzialflächen (Gewichtung 
von Ertrag sowie Besitzverhältnisse, 
Energieverbrauch, Sanierungswahr-
scheinlichkeit, Traglast), eine installier-
bare Leistung von ca. 143 GW (Ab-
schlagsfaktoren bezogen auf rote Zahlen 
in Tabelle 2)15 und damit weniger als das 
politische Ausbauziel. Die weniger gut 
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Abbildung 12: Anteile Anzahl Wohngebäudetyp und Besitzverhältnisse in 
Deutschland.
Datenquelle: Fraunhofer IEE – Gebäudebestandsmodel AgentHomeID auf Basis 
von Tabula, Zensus, Mikrozensus, BBR-Befragung, BBSR-Befragung.
Eigene Darstellung

nutzbaren Flächen auf Gebäuden mit 
Energieverbrauch schaffen ein zusätzli-
ches Leistungspotenzial von ca. 149 GW
(kursive Zahlen ohne Abschlagsfaktoren) 
– in Summe 292 GW. Dies macht deut-
lich, dass es weiterer Maßnahmen be-
darf, um das politische Ziel erreichen zu 
können. Auf den nicht GEG relevanten 
Gebäuden könnte zusätzlich eine Leis-
tung von 17 - 22 GW (blaue Zahlen in Ta-
belle 2) installiert werden.

In der zukünftigen Entwicklung ergeben 
sich weitere Einschränkungen. Die bisher 
genannten Zahlen beziehen sich auf den 
aktuellen Gebäudebestand. Bis 2045 ist 
aber mit starken Bevölkerungsverschie-
bungen aufgrund des demografischen 
Wandels bei einer langfristigen 
Schrumpfung der Bevölkerung Deutsch-
land um 10 % zu rechnen. Dieser wirkt 
sich zusätzlich auf das Potenzial aus. Vor 
allem im ländlichen Raum wird dies ge-
ringer. 

Generell ist die Dachflächen-PV durch 
aufwändigere Montage in der Installati-
on etwas teurer als Freiflächenanlagen, 
und die Entscheidung für den Bau einer 
verhältnismäßig kleinen Anlage muss 
von sehr vielen Akteuren individuell ge-
tätigt werden. Das heißt, ein Forcieren 
des Ausbaus ist nur über flächendecken-
de Anreize (EEG-Vergütung, Eigenstrom) 

15 Abschätzungen zu Abschlagsfaktoren von ca. 54 % bei Wohngebäuden, 75 % bei öffentlichen Gebäuden und 84 % bei öffentlichen Gebäuden - 
auf Besitzverhältnisse Wohngebäude, Sanierungswahrscheinlichkeit Schrägdächer, Traglast Flachdächer).19

Tabelle 2: Theoretisches PV-Dachpotenzial auf Basis des 3D-Gebäudemodels (LoD2) und Klassifizierung hinsichtlich möglicher Nut-
zungseinschränkungen. (Einschränkungen sind: zu geringer Solarertrag („Rest“ + ggf. „Mittel“); Wohnen aufgrund Vermietung; Trag-
last Industrie-Flachdach; geringe Sanierungsrate; Schrägdach; kein Stromverbrauch im Gebäude).

Gebäude-
funktion Sanierungswarscheinlichkeit

Gesamt

Ertragspotenzial 
(Ausrichtung + Neigung)

Niedrig 
Schrägdach Hoch Flachdach Sehr gut Gut Mittel Rest

Wohnen (GEG, 
anteilig privat-
selbstnutzend)

450 52 502 94 47 43 318

Industrie/
Gewerbe (GEG)

267
144 

(weniger umsetzbar 
aufgr. Traglast)

412 29 50 27 306

Öffentlich
(GEG)

33 18 51 4 5 3 39

Rest (nicht GEG 
=> kein Ver-
brauch)

55 13 68 9 8 5 46

SUMME 805 GW 227 GW 1033 GW 136 GW 110 GW 78 GW 709 GW



oder Nutzungspflichten umsetzbar. Diese 
Nachteile dieser Technologie werden da-
durch ausgeglichen, dass die Potenzial-
flächen nicht in Konkurrenz zu anderen 
Flächennutzungen stehen, und dass die 
Stromproduktion direkt am Ort des Ver-
brauchs anfällt. Weiterhin sind die Poten-
ziale aufgrund der guten Datenverfüg-
barkeit sehr detailliert ermittelbar und 
es könnten Ausbauanreize effektiver und 
akzeptanzfördernd spezifisch für Gebäu-
detypen oder die Besitzstruktur gesteu-
ert werden.

Generell ist die Dachflächen-PV durch 
aufwändigere Montage in der Installati-
on etwas teurer als Freiflächenanlagen, 
und die Entscheidung für den Bau einer 
verhältnismäßig kleinen Anlage muss 
von sehr vielen Akteuren individuell ge-
tätigt werden. Das heißt, ein Forcieren 
des Ausbaus ist nur über flächendecken-
de Anreize (EEG-Vergütung, Eigenstrom) 
oder Nutzungspflichten umsetzbar. Diese 
Nachteile dieser Technologie werden da-
durch ausgeglichen, dass die Potenzial-
flächen nicht in Konkurrenz zu anderen 
Flächennutzungen stehen, und dass die 
Stromproduktion direkt am Ort des Ver-
brauchs anfällt. Weiterhin sind die Poten-

ziale aufgrund der guten Datenverfüg-
barkeit sehr detailliert ermittelbar und 
es könnten Ausbauanreize effektiver und 
akzeptanzfördernd spezifisch für Gebäu-
detypen oder die Besitzstruktur gesteu-
ert werden.

Gesellschaftliche Akzeptanz 

In der Befragung des SNB spricht sich 
die überwiegende Mehrheit der deut-
schen Bevölkerung eher beziehungswei-
se stark für die Förderung und den Aus-
bau von Solarstromanlagen auf 
Hausdächern aus (2021: 91,4 %, siehe 
Abbildung 14). Auch sehen die Teilneh-
menden der Bürgerdeliberation die Nut-
zung von Dächern zum Ausbau der Er-
neuerbaren Energien als sinnvoll an, da 
„sie sowieso schon da sind“ (Treichel et. 
al 2022: 11). Weiterhin zeigt sich im Ver-
gleich mit der gesellschaftlichen Akzep-
tanz von Windenergieanlagen (2022: 
76,2 %, siehe Kapitel 3.4) und PV-Freiflä-
chenanlagen (2022: 79,8 %, siehe Kapitel 
3.6), dass davon auszugehen ist, dass die 
Ausbaupotenziale von PV-Dachanlagen 
weitaus weniger durch Widerstände in 
der Bevölkerung eingeschränkt werden. 
Dennoch stellt sich die Frage, ob bisheri-

ge energiewirtschaftliche Anreize für Ein-
speisevergütung und Eigenstromnut-
zung ausreichen, um die hohen Ausbau-
ziele für PV zu erreichen, oder ob es einer 
PV-Aufdachpflicht bei Gebäuden bedarf. 
Hierzu erfolgt als Einordung ein juristi-
scher Exkurs zum Status Quo ohne Be-
wertung hinsichtlich des Bürgerszena-
rios:

20

Demografischer
Faktor 2040/2017

Abbildung 13: Relative Bevölkerungsentwicklung bis 2040 bzw. demografischer Faktor bezogen auf 2017.
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2015; Fortschreibung bis 2040: Thomsen 2020) sowie Dachflächenpotenzial mit weiteren Maßnah-
men (292 GW) als Grundlage für die relative Leistungsverteilung im Rahmen des Projekts Ariadne für das Bürgerszenario im 
Zieljahr 2045 in Kapitel 4. Eigene Darstellung

EXKURS: PV-AUFDACH-
PFLICHTEN – STATUS QUO

Die Rechtslage in Deutschland mit 
Blick auf PV-Pflichten ist sehr hetero-
gen. So gibt es Solarpflichten bisher 
nur auf Ebene der Bundesländer. Am 
weitesten gehen dabei Baden-Würt-
temberg, Bayern, Berlin und Hamburg. 
Dort werden – teils mit zeitlicher Staf-
felung – jeweils nicht nur neue Gebäu-
de adressiert, sondern auch Fälle der 
grundlegenden Sanierung. Rheinland-
Pfalz, Bayern und Niedersachsen neh-
men nur gewerbliche Neubauten, 
Schleswig-Holstein den Neubau und 
die Renovierung von Nichtwohngebäu-



Die Bürger:innen stehen mehrheitlich 
hinter der von der Bundesregierung ge-
planten Maßnahme, die Installation von 
Solaranlagen auf Neubauten für Privat-
leute zur Pflicht zu machen. Annähernd 
drei Viertel der Befragten befürworten 
diese Vorgabe eher beziehungsweise 
stark (2022: 73,7 %). Noch deutlicher fällt 

die Zustimmung zur PV-Pflicht bei ge-
werblichen Neubauten aus: Mehr als vier 
von fünf der Befragten (2022: 84,4 %) 
sprechen sich dafür aus. Gleichwohl 
merkten Teilnehmende der Ariadne-Bür-
gerdeliberation an, dass eine Solardach-
pflicht als Eingriff in die Freiheit und das 
Eigentum gesehen werden könnte. Dar-
über hinaus muss aus deren Sicht bei ei-
ner Pflicht der soziale und finanzielle 
Stand betroffener Haushalte berücksich-
tigt werden und finanzielle Unterstützun-
gen bei der Erstinvestition möglich sein. 
Ebenfalls bedarf es ausreichender Infor-
mationen zu Fragen, in welcher Größen-
ordnung PV-Dachanlagen zur Energie-
wende beitragen können und welche 
Absicherungen bei Naturkatastrophen 
greifen, beispielsweise wenn aufgrund ei-
nes Wetterereignisses die private PV-Da-
chanlage stark beschädigt ist und lange 
Zeit nicht genutzt werden kann oder. 
eine teure Reparatur notwendig ist. 

Trotz dieser genannten Unsicherheiten 
nimmt die Verbreitung von Solaranlagen 
zu: In der Befragung des SNB gibt jeder 
fünfte befragte Haushalt mit Besitz eines 
Eigenheimes im Jahr 2022 an, sich be-
reits eine eigene Solarstromanlage (22,0 
%) beziehungsweise Solarwärmeanlagen 
(17,7 %) angeschafft zu haben.16 Das sind 
im Vergleich zum Vorjahr 4,6 bezie-
hungsweise 3,1 Prozentpunkte mehr. 
Weitere 47,8 beziehungsweise 42,7 % 
können sich den Kauf und die Installati-
on einer Solarstrom- beziehungsweise 
Solarwärmeanlage gut vorstellen oder 
haben es sich fest vorgenommen. 

3.6 PV-Freiflächenanlagen

Da PV-Freiflächenanlagen werden laut 
Marktstammdatenregister (MaStR) aktu-
ell vorranging auf Acker-, Konversions- 
und Gewerbeflächen errichtet. Die Auto-
bahn- und Schienenrandstreifen (bisheri-
ge Abstände 110 und 200 m) machen 
noch einen relativ geringen Anteil aus 
(siehe Abbildung 15). Da im MaStR rela-
tiv viele Flächen unter „Sonstiges“ und 
„keine Datengrundlage“ fallen, wurde 
für Anlagen mit Geokoordinaten die Flä-
chenkategorie am Installationsstandort 
laut Basis-DLM ermittelt. Die Anlagen 
sind aber grob anteilig Industrie und Ge-
werbeflächen sowie Agrarflächen zuzu-

 16 Anmerkung: In der Stichprobe der Befragung sind Eigenheimbesitzende im Vergleich zur Grundgesamtheit überrepräsentiert (s. Wolf et al., 
2022). 21

den in die Pflicht. In mehreren anderen 
Bundesländern sind PV-Pflichten in Pla-
nung, so in Bremen, Brandenburg und 
Nordrhein-Westfalen.

Eine bundesweite PV-Aufdachpflicht ist 
nicht unmittelbar absehbar. Zwar hat-
ten die Ampelparteien in ihrem Koaliti-
onsvertrag vereinbart, „Alle geeigne-
ten Dachflächen sollen künftig für die 
Solarenergie genutzt werden. Bei ge-
werblichen Neubauten soll dies ver-
pflichtend, bei privaten Neubauten soll 
es die Regel werden.“ (S. 56 des Koali-
tionsvertrags), dies wird jedoch in der 
Photovoltaik-Strategie des Bundesmi-
nisteriums für Klimaschutz vom Mai 
2023 nicht aufgegriffen. Auch der Ent-
wurf des novellierten Gebäude-Ener-
gie-Gesetzes vom Mai 2023 sieht keine 
PV-Pflicht vor.

Impulse in Richtung einer bundesein-
heitlichen Pflicht könnten jedoch von 
der EU kommen: So hat die EU-Kom-
mission im Rahmen ihres REPowerEU-
Plans auch eine Solarstrategie vorge-
schlagen. Mit dieser soll u. a. in die Ge-
bäudeeffizienz-Richtlinie (Energy Per-
formance of Buildings Directive, EPBD) 
ein neuer Art. 9a aufgenommen wer-
den, nach dem alle neuen Gebäude 
„solar ready“ so zu konzipieren sind, 
dass das Potenzial zur Erzeugung von 
Solarenergie optimiert wird, um eine 
spätere kosteneffiziente Installation zu 
ermöglichen. Darüber hinaus sollen die 
Mitgliedstaaten verpflichtet werden, 

die Installation geeigneter Solarener-
gieanlagen zu gewährleisten, und zwar 
in drei Phasen: (1) bis zum 31.12.2026 
auf allen neuen öffentlichen/gewerbli-
chen Gebäuden > 250 m2, (2) bis zum 
31.12.2027 auf allen bestehenden öf-
fentlichen/gewerblichen Gebäuden > 
250m2 und (3) bis zum 31.12.2029 
dann auch auf allen neuen Wohnge-
bäuden. Die Kriterien für die praktische 
Umsetzung der Verpflichtungen und 
mögliche Ausnahmen sollen die Mit-
gliedstaaten ebenfalls festlegen.
Zwischenzeitlich haben auch EU-Parla-
ment und Rat ihre Positionen darge-
legt, die derzeit im Rahmen des infor-
mellen Trilogs diskutiert werden. 
Änderungsbedarf sieht das EU-Parla-
ment unter anderem bezüglich der 
Ausgestaltung der Umsetzungsfristen, 
während der Rat den Aspekt der Tech-
nologieneutralität stärker einfließen 
lassen möchte. Wie die endgültige Fas-
sung der Solardachpflicht ausgestaltet 
sein wird, kann erst nach Abschluss 
der Trilogverhandlungen beurteilt wer-
den.

Abbildung 14: Befürwortung des Ausbaus und der Förderung von Solarstroman-
lagen auf Hausdächern (2021).
n = 6.822. Datenquelle RIFS. Abweichungen von 100 Prozent rundungsbedingt. Ei-



ordnen, wodurch an dieser Stelle noch 
eine Verzerrung bei der Bewertung auf-
treten kann. Die Anlagen sind insbeson-
dere in Bayern (nach EEG, benachteiligte 
Gebiete17) und Brandenburg (nach PPA, 
geringe Bodenpunkte) konzentriert.
In Hinblick auf eine möglichst hohe Ak-
zeptanz des räumlich steuerbaren PV-
Ausbaus müssen die beiden Punkte Aus-
wirkungen auf den Bedarf neuer Strom-
trassen und Nutzung von weiteren 
Agrarflächen statt Autobahnrandstrei-
fen abgewogen werden. Um möglichst 
netzentlastend zu wirken, sollten PV-
Freiflächenanlagen vorrangig im Süden 
Deutschlands als in lastschwachen Regi-
onen mit viel Onshore-Wind und zusätzli-
chen PV-Dachflächen errichtet werden. 
Gleichzeitig ist dies von Vorteil, da große 
PV-Parks möglichst wirtschaftlich betrie-
ben werden müssen und die Strahlungs-
ressource dabei eine wesentliche Rolle 
spielt. Diese und damit die erzielbaren 

Volllaststunden sind im Süden ver-
gleichsweise hoch.

Durch eine Verbreiterung der Randstrei-
fen um Autobahnen und Schienen von 
200 m auf 500 m kann das Potenzial für 
EEG-Anlagen sehr stark erhöht werden 
und bietet Freiheitsgrade für eine räum-
liche Steuerung. Bei einem lastnahen 
netzentlastenden Fokus des Zubaus in 
der Südregion18 müsste dieses Potenzial 
aber theoretisch fast vollständig geho-
ben werden, wie folgende Tabelle zeigt. 
Zudem ist das Potenzial entlang von 
Schienen sehr hoch, gleichwohl sind An-
wohnende in Hinblick auf die Lärmbelas-
tung weniger benachteiligt. In der Praxis 
kann eine Nutzung auf Agrarflächen in 
benachteiligten Gebieten notwendig wer-
den (siehe dazu Abbildung 16 und Tabel-
le 3). Zusätzlich muss berücksichtigt wer-
den, dass bereits heute große Solarparks 
insbesondere in Ostdeutschland instal-

GW Altes EEG 
(200m) Neues EEG (500m) 500m Schiene 500m Autobahn

Gesamt 149,5 484,7 310,2 193,9

Nur Südregion 39,8 117 71 46,7

liert werden. Unter Beibehaltung dieser 
Standorte, aber unter Berücksichtigung 
des Repowering dieser Bestandsanlagen 
inkl. Leistungserhöhung, würde sich in 
diesem Szenario der Ausbaubedarf von 
189 GW Freiflächenanlagen zu 59 Pro-
zent auf die Südregion auf Autobahnen 
und Schienen konzentrieren, sowie mit 
41 % in der Nordregion den Fokus auf 
Autobahnen legen (ca. 50 % der Auto-
bahnrandstreifen).

In Abhängigkeit der Ausrichtung und des 
Aufstellwinkels variiert die Flächenaus-
nutzung unterschiedlich stark, das heißt 
im günstigen Fall (Südausrichtung) ist 
der Abstand der Module innerhalb eines 
Parks so groß, dass eine Ko-Nutzung 
(Naturschutz oder Viehhaltung) der Flä-
che ermöglicht wird. Bei Ost-West-Aus-
richtung können die Module dichter zu-
sammengelegt werden, sodass der 
Flächenbedarf des Parks insgesamt 
sinkt, eine Ko-Nutzung nun aber gar 
nicht mehr möglich ist. Diese Aufstellung 
wird in der heutigen Praxis aber seltener 
(insbesondere bei Eigenstromanwendun-
gen unter begrenzter Flächenverfügbar-
keit) gewählt und wird in der Simulation 
und Potenzialbestimmung vernachläs-
sigt. Demgegenüber stellt der Ansatz der 
Agri-PV zwar eine deutliche Verbesse-
rung dar, denn die Module werden senk-
recht in Ost-West-Richtung aufgestän-

Abbildung 15: Flächentypen laut MaStR und regionale Verteilung heute.
Eigene Darstellung
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17 PV-Analgen sind auf Agrarflächen in benachteiligten Gebieten nach EEG förderfähig, aber nur bei Nutzung der Länderöffnungsklausel für So-
laranlangen nach § 37c EEG 2021. Nur in Bayern sind dies relevanten Mengen - https://www.naturschutz-energiewende.de/wp-content/uploads/
Uebersicht_Stand_Laenderoeffnungsklausel_Solaranlagen.pdf
18 Gemäß BNetzA Netzengpassregion

Tabelle 3: Verteilung des PV-FFA-Potenzials entlang von Autobahnen und Schienen.

https://www.naturschutz-energiewende.de/wp-content/uploads/Uebersicht_Stand_Laenderoeffnungsklausel_Solaranlagen.pdf
https://www.naturschutz-energiewende.de/wp-content/uploads/Uebersicht_Stand_Laenderoeffnungsklausel_Solaranlagen.pdf


dert und ein Großteil der Fläche steht 
für die landwirtschaftliche Nutzung wei-
ter zur Verfügung. Aber hier ist von ei-
nem Nischenmarkt (Gartenbau, Sonder-
kulturen) auszugehen, der ebenfalls in 
der Simulation vernachlässigt wird.

Gesellschaftliche Akzeptanz 

Im Gegensatz zur Windenergie haben 
PV-Freiflächenparks hauptsächlich un-
mittelbar am Standort eine negative 
Auswirkung auf das Landschaftsbild, 
sind aber aufgrund der niedrigen Bauhö-
he in flachem Gelände in größerer Ent-
fernung nicht störend. Zudem können 
Hecken als Sichtschutz gepflanzt wer-
den. Dies könnte dazu beitragen, dass 
sie im Vergleich zu Windkraft eher ak-

zeptiert werden (Experteninterviews im 
Rahmen des Projektes Ariadne, geführt 
von den Autorinnen und Autoren dieses 
Kurzdossiers). Allerdings lassen bisherige 
Studien zu Akzeptanz sowie die Empirie 
vermuten, dass Eingriffe in das Land-
schaftsbild nur ein Ablehnungsgrund auf 
Seiten der lokalen Bevölkerung sind. 
Grundsätzlich muss bei der Planung von 
PV-Freiflächenanlagen die Teilhabe der 
Bürger:innen anliegender Gemeinden 
mitbedacht werden. Insgesamt kann 
Freiflächen-PV verglichen mit der Auf-
dach-PV wesentlich einfacher mit sehr 
hohen Leistungen installiert werden. Da-
mit ist diese kostengünstiger und der 
Nutzen einer einzelnen Anlage deutlich 
größer. Diese Technologie konkurriert al-
lerdings deutlicher stärker mit einer 

landwirtschaftlichen Nutzung um verfüg-
bare Flächen.

Die generelle Befürwortung von Solar-
stromanlagen auf Freiflächen ist ähn-
lich hoch wie die von Windenergieanla-
gen an Land (siehe Kapitel 3.4): Acht von 
zehn Personen der Befragten des SNB 
sprechen sich für die Förderung und den 
Ausbau derartiger Anlagen aus (2022: 
79,8 %), was einen Anstieg gegenüber 
2021 um fünf Prozentpunkte darstellt 
(2021: 74,7 %, siehe Abbildung 17). In Be-
trachtung regionaler Unterschiede ist im 
Gegensatz zu der sozio-politischen Ak-
zeptanz von Stromtrassen und Wind an 
Land kein besonderes Muster zu erken-
nen: Die höchste Zustimmung herrscht 
in Thüringen vor, die niedrigste in Sach-
sen-Anhalt (siehe Abbildung A3 im An-
hang). Ähnlich wie bei dem (Aus-)Bau von 
Windkraftanlagen an Land (siehe Kapitel 
3.3.) liegt das Akzeptanzniveau auf loka-
ler Ebene jedoch etwas unter der allge-
meinen sozio-politischen Akzeptanz der 
Maßnahme: Im Jahr 2022 akzeptierten 
über zwei Drittel den Bau neuer Solar-
stromanlagen auf Freiflächen in ihrem 
Wohnumfeld (71,6 %); im Vergleich zum 
Vorjahr ist dies ein Anstieg um fünf Pro-
zentpunkte (2021: 67,1 %).

Betrachtet man, welche regionalen und 
soziodemografischen Faktoren die lokale 
Akzeptanz von Freiflächen-PV beeinflus-
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Abbildung 16: PV-FFA-Potenzial in Abhängigkeit der Breite von Autobahn- und Schienenrandstreifen.
Eigene Darstellung

Abbildung 17: Befürwortung des Ausbaus und der Förderung von Solarstroman-
lagen auf Freiflächen im Jahresvergleich (2022: 3.305 Antworten, 2021: 6.822 
Antworten).
Datenquelle RIFS. Abweichungen von 100 Prozent rundungsbedingt. 
Eigene Darstellung



Abbildung 18: Umstände, unter denen Personen, die den Neubau von Solarstromanlagen auf Freiflächen im Wohnumfeld (et-
was) ablehnen oder keine feste Meinung dazu haben, befürworten würden (2021).
n = 1.909. Datenquelle RIFS. Abweichungen von 100 % rundungsbedingt. Eigene Darstellung
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sen, zeigen sich im Gegensatz zur Akzep-
tanz von Windkraftanlagen (siehe Kapitel 
3.4) keine Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern, Altersgruppen oder der 
Region Ost- und Westdeutschland. Ledig-
lich in Bezug auf den Wohnort und der 
politischen Orientierung sind Unterschie-
de festzustellen: Ländlich lebende Bür-
ger:innen sind tendenziell weniger mit 
dem Neubau von Solarstromanlagen im 
Wohnumfeld einverstanden. Betrachtet 
man die Zustimmungswerte getrennt 
noch den parteipolitischen Präferenzen 
der Befragten, so zeigt sich, dass die 
überwiegende Mehrheit der Anhänger:in-
nen des Bündnis 90/Die Grünen (82,3 
%), der SPD (79,1 %), der Linken (72,8 %), 
der CDU/CSU (67,3 %) und der FDP 
(66,6 %) dem Neubau im Wohnumfeld 
positiv gegenüberstehen. Unter den An-
hänger:innen der AfD sind es weniger als 
die Hälfte (40,7 %).

Befragt man die Gegner:innen oder 
Skeptiker:innen, unter welchen Umstän-
den diese mit dem Bau von PV-Freiflä-
chenanlagen im Wohnumfeld einver-
standen wären, zeigt sich eine ähnliche 
Priorisierung wie bei der Frage nach dem 
Einverständnis von Windkraftanlagen im 
Wohnumfeld (siehe Kapitel 3.2., Abbil-
dung 9): Auch bei Solarstromanlagen auf 
Freiflächen spielt die Sichtbarkeit der An-

lagen eine große Rolle für die lokale Ak-
zeptanz. So geben annähernd zwei von 
fünf Personen an, dass sie einem Bau zu-
stimmen würde, wenn sie die PV-Anla-
gen nicht sehen würde (39,7 %). Weiter-
hin wäre etwa ein Drittel mit neuen 
Anlagen einverstanden, wenn diese im 
Besitz einer Bürgerenergiegenossen-
schaft wären, an der sich alle Bürger:in-
nen finanziell beteiligen könnten (35,4 
%). Etwa jede(r) Vierte würde neue Anla-
gen akzeptieren, wenn sie selbst aktiv 
am Planungsprozess beteiligt würde 
(26,9 %), die Stadt/Gemeinde (26,9 %) 
oder sie selbst eine finanzielle Entschädi-
gung erhalten würden (23,8 %). Im Ver-
gleich mit einem möglichen Einverständ-
nis unter bestimmten Umständen von 
Windenergie- oder PV-Freiflächenanlagen 
zeigt sich jedoch, dass die Gegnerschaft 
bei PV-Freifläche hartnäckiger zu sein 
scheint. Mehr als die Hälfte der Men-
schen mit kritischer Haltung gegenüber 
dieser Technologie lehnt alle möglichen 
Umstände (eher) ab oder ist sich unsi-
cher, inwiefern diese Maßnahmen ihr 
Einverständnis zum Bau von Solar-
stromanlagen auf Freiflächen ändern 
würden (siehe Abbildung 18). 



Auf Basis der in Kapitel 2 darstellten 
zwei Energiewelten (proWind/zentral 
und proPV/dezentral) sowie der Diskussi-
on der Flächenpotenziale und Ergebnisse 
der Bürgerdeliberation wurde ein Szena-
rio, welches die zukünftige Stromversor-
gung in Deutschland umfasst, model-
liert. Dieses ist eingebunden in den 
europäischen Strommarkt, welcher un-
ter Berücksichtigung der energiepoliti-
schen Ziele der EU ebenfalls in der Mo-
dellierung berücksichtig wird. Die 
Szenario-Annahmen wurden unter den 
deutschlandweiten Zielvorgaben des EEG 
2023 zusammengestellt und auf ein regi-
onales Mengengerüst heruntergebro-
chen, welches aus unserer Sicht einen 
Kompromiss zwischen den verschiede-
nen Bürgerinteressen darstellen kann 
(siehe Kapitel 2.3. auf Basis von Treichel, 
K., Blum, K., Kowarsch, M. (2022)). Neben 
den erläuterten regionalen EE-Ausbaus-
zenarien wurden ebenfalls die Erwartun-
gen zur Eigenstromnutzung (auf Haus-
haltsebene optimierte PV-Batterie-
systeme) und die Bereitstellung von de-
zentralen Flexibilitätspotenzialen (flexi-
bles Laden von E-Kfz mit der zusätzli-
chen Option der Rückspeisung ins Netz 
im Jahr 2045) modelltechnisch berück-
sichtigt.  Die Wechselwirkungen zwischen 
Stromerzeugung und -verbrauch mit den 
verschiedenen dezentralen und zentra-
len Flexibilitätsoptionen wurden im euro-
päischen Strommarkt mittels der Ener-

giesystem-Modelle des Fraunhofer IEE 
SCOPE-Path (zur Ermittlung der Investiti-
onsentscheidungen)19 und SCOPE-EM 
(zur Abbildung des detaillierten Anlagen-
einsatzes auf Basis des Strommarktes)20

bestimmt. Ziel ist es, durch die Darstel-
lung des Zusammenspiels von Erzeu-
gung und Verbrauch für Bürger:innen zu 
veranschaulichen, dass das Energiesys-
tem unter diesen Erwartungen effizient 
funktionieren kann. Dieser Nachweis er-
setzt aber nicht die konkrete Partizipati-
on bei Einzelmaßnahmen, sondern soll 
diese Prozesse unterstützen.

Im Folgenden sind die wesentlichen An-
nahmen als Input für die Modellierung 
dargestellt. Ergebnis der Modellierung 
sind dagegen installierte Leistungen für 
thermische Kraftwerke, Großwärmepum-
pen und Elektrodenkessel inkl. Wärme-
speicher, Elektrolyse im Strommarkt, 
große Batteriespeicher sowie die Ener-
giebilanzen von Stromverbrauch und Er-
zeugung.

Der Beitrag der einzelnen Regionen zur 
Versorgung eines klimaneutralen 
Deutschlands im Jahr 2045 ist hetero-
gen, trotz der gegenüber den Szenarien 
proWind/zentral und proPV/dezentral 
berücksichtigten gerechter verteilten 
(Wind-Onshore) und lastnäheren (PV-
Freiflächen und Dachflächen) Flächen-
nutzung. Dies kann sehr gut über die Bi-

4. AUSPRÄGUNG EINES
BÜRGER-SZENARIOS 
IM STROMMARKT UND
STROMNETZ
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19 SCOPE-Path – Einsatz- und Ausbauplanung (LP, Jahresplanung) zur Minimierung der Kapital- und Betriebskosten für 28 europäische Länder
20 SCOPE-EM - Einsatzplanung (GGLP, rollierende Planung) zur Minimierung der Betriebskosten für 28 europäische Länder



lanz der Knoten des Übertragungsnetzes 
veranschaulicht werden. Dargestellt ist 
dies in Abbildung 19 als eine Heat-Map 
des Netto-Exportes als Mittelwert über 
8.760 Stunden des Jahres 2045. Rot sind 
Gebiete mit hohen Stromüberschüssen 
(Nordsee-Einzugsgebiet und Ostdeutsch-
land) und dunkelblau Gebiete, welche im 
Jahresmittel viel Strom von Außerhalb 
beziehen müssen (Lastzentren). Deutlich 
wird zusätzlich auch die Transportaufga-
be für das Übertragungsnetz, sowohl 
hinsichtlich Nord/Süd (rote Punkte in 
Norden) als auch Stadt/Land (dunkel-
blaue Ballungszentren). Durch die dezen-
trale Ausgestaltung des Bürger-Szenari-
os kann diese Anforderung (gegenüber 
einer fiktiven Fortschreibung der heuti-
gen EE-Verteilung ohne dezentrale Flexi-
bilitäten) nur verringert, aber nicht ver-
mieden werden. Der Netzausbau weist 
gegenüber heute in etwa eine Verdoppe-
lung auf. Gegenüber den bereits bewillig-
ten Maßnahmen mit ca. +60 % bis 65% 
der Netzkilometer ist dieser zusätzliche 
Ausbau aber weitestgehend in den be-
stehenden Trassen umsetzbar21. Eine 
Verteilung zwischen den Gemeinden in-
nerhalb eines Bundeslandes, insbeson-
dere bei Wind-Onshore, aber auch bei 
PV-Freiflächen abseits von Autobahnen/
Schienen oder Konversionsflächen, stellt 
dabei einen gewissen Spielraum für wei-
tere Detailoptimierungen dar. 

Abbildung 20 zeigt die Zusammenset-
zung der Stromerzeugung und des -ver-
brauchs als Jahressumme für die be-
trachteten Szenario-Jahre 2030 und 
2045. Es wird ersichtlich, dass die Strom-
erzeugung in beiden Szenario-Jahren 
weit überwiegend auf Strom aus Wind-
kraftanlagen (Onshore und Offshore) so-
wie PV-Anlagen beruht. Zu einem gerin-
gen Anteil erfolgt die Stromerzeugung 
aus flexiblen Kraft-Wärme-Kopplungs 
(KWK)-Anlagen und Gasturbinen und 
sonstigen unflexiblen Anlagen.

Um die hohen Erzeugungsspitzen aus 
Photovoltaik und Windkraftanlagen nut-
zen zu können, stehen in den Szenarien 
verschiedene Flexibilitätsoptionen zur 
Verfügung. Im Jahr 2030 sind dies insbe-
sondere zentrale Flexibilitätsoptionen. 
Der Einsatz von elektrischen Heizstäben 
zur Erzeugung von Prozesswärme oder 
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Tabelle 4: Wesentliche Annahmen für die Modellierung.

Abbildung 19: Regionale Belastungen von Verbrauch und Erzeugung im Jahr 
2045 (Netto-Export) je Netzknoten.
Quelle: Eigene Darstellung 

21 Detaillierte Ausführungen im Transformationsatlas Energiewende (s. https://maps.iee.fraunhofer.de/trafo-atlas/)
)

2030 2045

EE-Ausbau im Strom-
markt

215 GW PV-Anlagen, 115 GW Wind 
Onshore und 26 GW Wind Offshore.

Regionale Verteilung ausgehend vom 
Bestand Ende 2021 (59 GW PV-Anla-
gen, 56 GW Wind Onshore und 7 GW 
Wind Offshore) und Zielzustand.

400 GW PV-Anlagen (mehr Dachanla-
gen in Städten, mehr Freifläche in 
Süddeutschland), 160 GW Wind Ons-
hore (höhere Gleichverteilung zwi-
schen Bundesländern) und 42 GW 
Wind Offshore

Einbindung Offshore
Zusätzlich 4 GW Direktnutzung durch 
Elektrolyse

Zusätzlich 28 GW Direktnutzung 
durch Elektrolyse

Kuppelkapazitäten 
zu Anrainern 
Deutschlands

37 GW
(ausgehend von 26 GW in 2021)

50 GW

Flexibilität

Ca. 25 % der E-Pkw PV-Eigenstrom; 
Restliche E-Pkw zu 70% ungesteuert 
und 30% Lastverschiebung; 100 %; 
PV-Speicher im Segment Zubau PV in 
selbstgenutzten Ein- und Zweifamili-
enhauern inkl. Reihenhäusern ohne 
Teilnahme am Spotmarkt;
Wärmepumpen 100 % Lastverschie-
bung

Ca. 25% der E-Pkw PV-Eigenstrom; 
Restliche E-Pkw zu 40% ungesteuert 
und 60% Rückspeisung; 100%; PV-
Speicher im Segment Zubau PV in 
selbstgenutzten Ein- und Zweifamili-
enhauern inkl. Reihenhäusern mit 
nachrangiger Teilnahme am Spot-
markt;
Wärmepumpen 100% Lastverschie-
bung

Gas- und CO2-Preis
27 €/MWh Erdgas; 93 €/MWh Was-
serstoff; 120 €/t CO2

85 €/MWh Wasserstoff; 200 €/t CO2

Nachfrage 
(herkömmlicher 
Stromverbrauch, 
Industrieprozess-
wärme, Gebäude-
wärme, Verkehr)

Ariadne Szenario „Mix-Hybrid“ Ariadne Szenario „Mix-Hybrid“

https://maps.iee.fraunhofer.de/trafo-atlas/


die Erzeugung von Wasserstoff (insbe-
sondere an den Anlandungspunkten der 
Offshore Windenergie) stellen hier eine 
hohe Flexibilität bereit. Außerdem ste-
hen Pumpspeicherwerke und große Bat-
teriespeicher dem Stromsystem zur Ver-
fügung. Zusätzlich können Wärme-
pumpen die Wärmebereitstellung über 
wenige Stunden verschieben sowie ein 
Teil der Elektrofahrzeuge (E-Kfz) in Ab-
hängigkeit des Stromangebots flexibel 
geladen werden. Auch PV-Batterie-Syste-
me in Haushalten spielen eine kleine 
Rolle zur gezielten Lastverschiebung, um 
den Eigenstromverbrauch zu maximie-
ren.

Im Verlauf erhöht sich der Strombedarf 
(netto zzgl. Netz- und Speicherverluste) 
von heute ca. 530 TWh/a, über 730 TWh 
im Szenario für 2030 auf 1.150 TWh 
stark. (Zusätzlich fallen 32 TWh in 2030 
und 112 TWh in 2045 Strom im Bereich 
Offshore-Elektrolyse an). Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass fossile Kraftstoffe 
in den Sektoren Industrie, Wärme und 
Verkehr nun nahezu vollständig durch 
direkte Nutzung des erneuerbaren 
Stroms oder durch strombasierte klima-
neutrale Kraftstoffe (insbesondere auf 
Basis von synthetischem Wasserstoff) er-
setzt wurden. Die hieraus resultierenden 
neuen Stromverbrauche können sehr fle-
xibel eingesetzt werden, um die Stromer-
zeugungsspitzen, die sich aus den dann 
installierten Leistungen zur erneuerba-
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ren Stromerzeugung (400 GW PV-Anla-
gen, 160 GW Wind Onshore und 42 GW 
Wind Offshore) bestmöglich nutzen zu 
können. Im Szenario-Jahr 2045 tragen 
nun auch große Wärmespeicher in Wär-
menetzen zu einer zusätzlichen Flexibili-
sierung des Stromverbrauchs aus Wär-
mepumpen bei. Außerdem ist die Anzahl 
der PV-Home-Speichersysteme stark ge-
stiegen und zusätzlich verfügt ein großer 
Anteil der E-Kfz im Szenario für 2045 
nun, zusätzlich zur Möglichkeit der zeitli-
chen Verschiebung des Strombezugs, 
auch über die Möglichkeit der Rückspei-
sung ins Stromnetz, um Engpässe der 
Stromerzeugung ausgleichen zu können.
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Abbildung 20: Stromerzeugung und -verbrauch für Deutschland in TWh/a in den Szenarien 2030 und 2045 (netto, zzgl. Netz- 
und Speicherverluste, ohne Offshore-Elektrolyse).
Quelle: Eigene Darstellung



Aus der vorliegenden Potenzialanalyse 
des Fraunhofer IEE wird deutlich, dass 
die vorhandenen Flächen gemäß dem 
technologiespezifischen und regulatori-
schen Rahmen für den EE-Ausbau aus-
reichen, um sowohl die Ausbauziele um-
zusetzen als auch Gestaltungsmöglich-
keiten zur Netzentlastung und Akzep-
tanzsteigerung in der konkreten Ausge-
staltung vor Ort zu haben. Netzentlas-
tend kann hierbei sowohl die Vermei-
dung der strukturellen Nord-Süd-Eng-
pässen im Übertragungsnetz wirken 
(Elektrolyse zur Integration von Wind-
energie auf See, Freiheitsgrade einer 
stärkeren Fokussierung von PV-Freiflä-
chen im Süden) als auch die Berücksich-
tigung regionaler Netzintegrationsfragen 
zum Beispiel innerhalb eines Bundeslan-
des (Synergien von PV-Freiflächen zur 
der Ladeinfrastruktur von Autobahnen, 
Freiheitsgrade der 2 %-Flächenauswei-
sung von Vorrangs und Eignungsflächen 
für Windenergie an Land in Nähe zu 
Übertragungsnetz-Knoten/-Trassen mit 
höherer Aufnahme- und Transportkapa-
zität). 

Repräsentative Befragungen wie das So-
ziale Nachhaltigkeitsbarometer der 
Energie- und Verkehrswende (Wolf et al. 
2022, 2021) zeigen, dass der überwie-
gende Teil der Bevölkerung dem EE-Aus-
bau in Deutschland positiv gegenüber-
steht. Auch auf lokaler Ebene ist die 
Mehrheit mit dem (Aus-)Bau von EE-An-
lagen einverstanden, und Betroffene ha-
ben eine überwiegend positive Einstel-
lung zu bestehenden Anlagen. Dies gilt 
auch für Menschen, die in der unmittel-

baren Nachbarschaft von EE-Anlagen 
wohnen (Schöpper 2020, Setton, 2019). 
Dennoch zeigen die Daten des SNB auch, 
dass es, wenn auch in der Minderheit, 
Gegnerinnen und Gegner gibt, unter de-
nen es zu Widerständen gegen den Infra-
strukturausbau der Energiewende kom-
men kann. Eine frühzeitige und trans-
parente Kommunikation, strukturierte 
Bürgerbeteiligungen und finanzielle Teil-
habe an den Erlösen der Stromerzeu-
gung vor Ort sind dabei demokratisch le-
gitime und ökonomisch sinnvolle An-
sätze, um betroffene Bürgerinnen und 
Bürger für die aktive Mitgestaltung der 
Energiewende auf lokaler Ebene zu ge-
winnen. Die akzeptanzsteigernde Wir-
kung von Beteiligungs- und Teilha-
bemöglichkeiten wird sowohl in den 
Diskussionen der Ariadne-Bürgerkonfe-
renzen als auch in den Ergebnissen der 
repräsentativen Befragung des Sozialen 
Nachhaltigkeitsbarometers deutlich 
(Blum et al. 2023, Treichel et al. 2022). 
Weiterhin wurde zur Vermittlung einer 
gesellschaftlichen Trägerschaft in den 
Diskussionen die Möglichkeit der finanzi-
ellen Teilhabe insbesondere für einkom-
mensschwache Haushalte betont. Eben-
so spielen die Vermeidung von Netz-
ausbau, weitere lokale Wertschöpfungs-
möglichkeiten, die gerechte Verteilung 
über das Bundesgebiet und Gestaltungs-
möglichkeiten hinsichtlich des Land-
schafts- und Naturschutzes für die Ak-
zeptanz eine Rolle. Eine grundsätzlich 
positivere Einstellung im Vergleich der 
Technologien zeigt die Bevölkerung in 
Bezug auf PV-Anlagen auf Hausdächern, 
da diese „sowieso schon da sind“ und 

5. SCHLUSSFOLGERUNGEN 
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keine neuen Eingriffe in die Landschaft 
bedeuten (Zitat aus der Ariadne-Bürger-
konferenz, siehe Treichel et al, 2022; 
Wolf et al., 2022; Wolf et al., 2021). Aller-
dings müssen die vorhandenen Potenzia-
le durch entsprechende Änderungen des 
rechtlichen Rahmens sowohl hinsichtlich 
der Verständlichkeit und Zugänglichkeit 
(insbesondere bei Mieterstrom) als auch 
der Förderung noch weiter gehoben wer-
den. Dies wurde auch von der Bundesre-
gierung in ihrer Photovoltaik-Strategie 
aufgenommen, so dass hier weitere Ent-
wicklungen zu erwarten sind. 
Aufgrund des größten Flächenpotenzials 
sind die Gestaltungsmöglichkeiten für 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen am 
höchsten. Hier bestehen jedoch Wechsel-
wirkungen zu weiteren Aspekten. Eine 
deutschlandweite Fokussierung auf Au-
tobahnen und Schienen führt tendenziell 
zu einem höheren Übertragungsnetzaus-
baubedarf als eine Fokussierung auf 
Agrarflächen in Süddeutschland im Bür-
gerszenario. Diese Tendenz sollte durch 
weitergehende Untersuchungen quanti-
fiziert werden. Gewisse Gestaltungsmög-
lichkeiten bestehen auch für Wind Ons-
hore, wobei die 2 %-Flächenausweisung 
je Bundesland (BMWK 2022b) einen 
gleichmäßigeren und damit netzentlas-
tenden Ausbau gegenüber dem Status 
Quo ermöglicht. Die Nutzung von Wind-
energie auf forstwirtschaftlichen Flächen 
ist dabei in bestimmten Bundesländern 
aufgrund der Siedlungsstruktur und den 
verfügbaren Standorten mit Mindest-
windgeschwindigkeiten notwendig. Die 
Einbindung von Wind Offshore in eine di-
rekte Stromnutzung über ein bestimm-
tes Maß hinaus (im Bürgerszenario über 
42 GW) würde zu einem Ausbaubedarf 
von neuen separaten Stromnetztrassen 
führen. Im Hinblick auf das hohe 
Stromangebot aus PV und Wind Onshore 
für eine direkte Stromnutzung und im 
Hinblick auf den Bedarf an Elektrolyse-
strom wäre dabei die Fokussierung der 
Wasserstofferzeugung entweder auf See 
oder direkt an der Küste sowohl aus öko-
nomischen als auch aus Gründen der ge-
sellschaftlichen Akzeptanz folgerichtig 
und sollte weitergehend untersucht wer-
den. PV-Dachfläche wird sich zunehmend 
gleichmäßiger und lastnaher in Deutsch-
land durch eine Konzentrierung auf länd-
liche und vorstädtische Gebäude in Süd-
westdeutschland verteilen – entweder 

aufgrund von Eigenstromnutzung oder 
Anforderungen für vermietete Wohn- 
und Nichtwohngebäude, welche unter 
das Gebäudeenergiegesetz fallen. 
Die vorliegende Potenzial- und Umset-
zungsanalyse erlaubt durch verschiede-
ne Perspektiven und Methoden einen tie-
fergehenden Blick auf die zukünftige 
Gestaltung der Stromwende. Die Ver-
schneidung von quantitativen Szenarien, 
repräsentativen Befragungen und quali-
tativen Diskussionen gibt Anhaltspunkte, 
welche Hürden in der weiteren Umset-
zung zu adressieren sind, welche Infor-
mationen für die Kommunikation von 
Maßnahmen an die Gesellschaft wichtig 
sind und welche Prioritäten gesetzt wer-
den sollten. Dabei ist zu beachten, dass 
gesellschaftliche Akzeptanz keine stati-
sche Größe ist, sondern durch neue Ent-
wicklungen, Informationen und Verstän-
digungsprozesse beeinflusst wird und 
sich verändern kann. Es ist deshalb wich-
tig, ähnliche Analysen in dieser Breite 
auch in Zukunft zu wiederholen, in denen 
die Wirkung neuer politischer Maßnah-
men, wie beispielsweise des Wind-an-
Land-Gesetzes oder der finanziellen Be-
teiligung von Kommunen im Zuge des 
EEG23 besser abgeschätzt werden kann. 
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AC - Wechselstrom

BMWK – Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz

CO2 – Kohlenstoffdioxid

EE – Erneuerbare Energie

EEG – Erneuerbare Energien Gesetz

FFA – Freiflächenanlagen

GEG – Gebäudeenergiegesetz

GW – Gigawatt

HGÜ – Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung

NEP – Netzentwicklungsplan

MW – Megawatt (elektrische Leistung)

MaStR  - Marktstammdatenregister

PtX – Power-to-X als Wasserstoff oder daraus weiterverarbeitete Syntheseprodukte

PV – Photovoltaik

SNB – Soziales Nachhaltigkeitsbarometer der Energie- und Verkehrswende

TWh – Terawattstunden (Energiemenge)

WEA – Windenergieanlagen

Wind Offshore – Windenergieanlagen auf See

Wind Onshore – Windenergieanlagen an Land

Abkürzungsverzeichnis
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Abbildung A1: Befürwortung des Ausbaus überregionaler Stromnetze (Stromtrassen) 
nach Bundesländern (2022).
n = 3305. Datenquelle RIFS. Eigene Darstellung

Abbildung A2.: Befürwortung des Ausbaus und der Förderung von Windenergieanla-
gen an Land nach Bundesländern (2022).
n = 3305. Datenquelle RIFS. Eigene Darstellung
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Abbildung A3.: Befürwortung des Ausbaus und der Förderung von Solarstromanla-
gen auf Freiflächen nach Bundesländern (2022).
n = 3305. Datenquelle RIFS. Eigene Darstellung
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